
ORBIS LINGUARUM •  V o l .  2 0  
W r o c ł a w  –  L e g n i c a  2 0 0 2  

 229

Krzysztof Ruchniewicz 
Wrocław 

Reaktionen der DDR auf die Oktober-Ereignisse 
in Polen im Jahre 19561 

Das Jahr 1956 ist ein Schlüsseljahr für die Geschichte der kommunistischen Staat-
en Ost- und Ostmitteleuropas, es ist der Höhepunkt des „Tauwetters“, das nach 
Stalins Tod (1953) eingesetzt hatte. In Polen und Ungarn sahen sich die regieren-
den kommunistischen Parteien einer offenen Legitimationskrise gegenüber. In Un-
garn führte diese Krise zum antikommunistischen Aufstand und zur sowjetischen 
Intervention. Auf diese Weise wurden die Grenzen des „Tauwetters” deutlich mar-
kiert. In Polen wandelte sich die Situation von einem Aufstand gegen die Regie-
rung (Juni-Aufstand in Posen 1956) in eine Vertiefung der Liberalisierung und 
Machtübernahme durch W³adys³aw Gomułka, der das Vertrauen des eigenen Vol-
kes als Opfer des Stalinismus hatte (Oktober 1956). Die Ereignisse des Jahres 1956 
sagen viel über den Zusammenhalt des kommunistischen Blocks und dessen Me-
thoden der Machtsicherung aus. Zum Ausbruch der gesellschaftlichen Unzufrie-
denheit kam es in der DDR nicht, aber auch hier war die innenpolitische Lage an-
gespannt. Ulbrichts Verbleib an der Parteispitze in einem Moment, in dem andere 
kommunistische Parteichefs der stalinistischen Phase abgesetzt worden waren, 
schien gefährdet zu sein. Das Gespenst der Wiederholung der Ereignisse von 1953 
war für die SED real und erklärt die Ängste vor Liberalisierungen in den anderen 
Ostblockstaaten. Dies galt vor allem in bezug auf die Veränderungen im benach-
barten Polen. Deshalb soll hier folgenden Fragen nachgegangen werden: Wie ging 
Ulbricht bzw. die SED-Führung mit dieser potentiell gefährlichen Situation um? 
Wie wirkte sie sich auf die Beziehungen zwischen der DDR und der Volksrepublik 
Polen zu dieser Zeit aus? Und schließlich ist zu fragen, wie die ostdeutsche Bevöl-
kerung die politischen Veränderungen aufnahm. War auch in der DDR etwas von 
dem „polnischen Frühling im Oktober“ zu spüren? 

Ich beschränke mich in der folgenden Darstellung auf die Ereignisse des sog. 
„Polnischen Oktobers“ im engeren Sinne, also auf die Ereignisse von Oktober bis 
Dezember 1956 und damit auf den Höhepunkt des polnischen „Tauwetters”. Die 
Ereignisse, die unmittelbar mit dem 8. Plenum des ZK der PVAP, der Rückkehr W. 
Gomu³kas an die Macht sowie den Massendemonstrationen in den letzten drei 
Monaten des Jahres 1956 zusammenhingen, stehen im Zentrum der vorliegenden 
Ausführungen. Die Darstellung der Reaktionen der DDR-Machthaber auf die be-
reits seit 1955 einsetzende politische Liberalisierung in Polen oder auf den Arbei-

                                                      
1  Für die sprachliche Überarbeitung danke ich Frau Stefani Sonntag aus Bielefeld sehr herz-

lich. 
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teraufstand in Posen im Juni 1956 bedürfte einer eigenen Analyse und würde den 
Rahmen dieses Aufsatzes sprengen.2 Zur Erläuterung der Situation unmittelbar vor 
dem Oktober 1956 sei hier lediglich angemerkt: Die SED hatte die Zerschlagung 
des Arbeiteraufstandes im Juni 1956 in Posen mit Zufriedenheit zur Kenntnis ge-
nommen. Die Niederschlagung des Aufstandes in Polen wurde mit dem gewaltsa-
men Ende des Volksaufstandes in der DDR im Juni 1953 verglichen, und auch in 
Polen – ebenso wie 1953 in der DDR – wurde „der Westen“ für diesen neuen ‘Putsch’ 
bzw. für die ‘Verschwörung’ verantwortlich gemacht. Demgegenüber wurde die 
Lockerung der Pressezensur in Polen im Jahre 1956 scharf kritisiert. 

In der bisherigen Forschungsliteratur ist die Frage, wie die Führungsspitze der 
DDR einerseits und die Bevölkerung andererseits auf die Oktober-Ereignisse in 
Polen reagierten, kaum thematisiert worden. Die ostdeutschen Quellensammlungen 
zu den deutsch-polnischen Beziehungen, die vor 1989 erschienen sind, endeten 
entweder im Jahre 1955 oder klammerten den Oktober 1956 völlig aus.3 In west-
deutschen Darstellungen zu den Beziehungen zwischen Polen und der DDR nach 
1949 wird das Jahr 1956 nur am Rande berücksichtigt.4 Zudem stützen sich diese 
Arbeiten auf Auswertungen der DDR-Presse und bieten allenfalls einen ersten 
Zugang zum Thema. Obwohl diese ersten Arbeiten z. T. zahlreiche sachliche Feh-
ler enthalten – dies gilt insbesondere für die Arbeit von Sikora – werden sie von 
manchen Forschern bis heute unkritisch zitiert,5 wobei allerdings hinzuzufügen ist, 
daß einige Thesen von Bontschek und Sikora lange Zeit wegen mangelnden Zu-
gangs zu den Archiven in der DDR und in Polen nicht überprüft werden konnten.  

In der DDR war – ebenso wie in Polen vor dem Systemwechsel – eine wissen-
schaftliche Beschäftigung mit dem Oktober 1956 politisch nicht opportun. In der 

                                                      
2  Mit diesen Fragen beschäftigte ich mich in meinen anderen Arbeiten: K. Ruchniewicz, 

Berlin i Bonn patrzą na październik 1956 r. w Polsce (Berlin und Bonn schauen auf den 
Oktober 1956 in Polen), in: Polska 1944/45-1989. Polska 1956 – próba nowego spojrze-
nia. Studia i materiały 3, Warszawa 1997, S. 63-78 und ders., Niemiecka Republika De-
mokratyczna wobec wydarzeń poznańskich w czerwcu 1956 r. (Das Verhältnis der DDR 
gegenüber den Ereignissen in Posen im Juni 1956), in: Wrocławskie Studia z Historii 
Najnowszej, hrsg. von W. Wrzesiński, Bd. 6, Wrocław 1998, S. 135-152. 

3  Vgl. Die Beziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der Volks-
republik Polen. Dokumente und Materialien 1949-1955, Berlin 1986; Polen, Deutschland 
und die Oder-Neiße-Grenze, hrsg. vom Deutschen Institut für Zeitgeschichte in Verbin-
dung mit der Deutsch-Polnischen Historiker-Kommission, Bd. 1, Berlin 1959. 

4  Vgl. F. Bontschek, Die Volksrepublik Polen und die DDR: Ihre Beziehungen und ihre 
Probleme, Köln 1975; F. Sikora, Sozialistische Solidarität und nationale Interessen. 
Polen. Tschechoslowakei. DDR, Köln 1977. 

5  Letztens gab Ch. Kleßmann nach F. Sikora ein falsches Datum des Auftrittes von Wl. 
Gomulka auf dem 8. Plenum in „Neues Deutschland” an, das in seinen Ausführungen 
eine wichtige Rolle gespielt hat. Vgl. Ch. Kleßmann, Die politischen Beziehungen 
zwischen der DDR und der VR Polen (1949 bis 1989), in: Die lange Nachkriegszeit. 
Deutschland und die Polen von 1945 bis 1991, unter der Redaktion von A. Reich, R. 
Maier, Braunschweig 1995, S. 89 (Gemeinsame Deutsch-Polnische Schulbuchkommission, 
Bd. 22/XIV). 
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umfangreichsten polnischen Abhandlung zu den Beziehungen zwischen Polen, der 
DDR und der Bundesrepublik Deutschland, die von Mieczys³aw Tomala Ende der 
80er Jahre vorgelegt worden ist, werden die Ereignisse des Jahres 1956 und ihr 
Einfluß auf die Beziehungen der drei Länder kaum erwähnt. 6 

Das Jahr 1989 bedeutet für die Erforschung der Beziehungen zwischen Polen 
und der DDR eine deutliche Zäsur. Die Aufhebung der Zensur, die Auflösung der 
DDR sowie die Öffnung der Archive dieses Staates schufen gute Bedingungen für 
die Aufnahme neuer Forschungsprojekte zu den Beziehungen zwischen der DDR 
und Polen in den 50er Jahren. Erste deutschsprachige Arbeiten, die auf der Basis 
der verbesserten Quellenlage entstanden sind, liegen bereits vor.7 Zur Diskussion 
meldeten sich auch Historiker aus der ehem. DDR.8 Eine sehr wertvolle Ergänzung 
zu den wissenschaftlichen Darstellungen sind die nach der Wende publizierten 
Quellensammlungen9 und die Memoiren leitender Funktionäre der SED sowie der 
politischen Gegner von Walter Ulbricht.10  

Auch in Polen sind nach dem Systemwechsel Abhandlungen zum Thema erschie-
nen, so z. B. die Nachkriegsgeschichte der beiden deutschen Staaten von E. Czio-
mer11 oder der Aufsatz von Z. Kozik12 über die Rezeption des polnischen Oktobers 

                                                      
6  M. Tomala begnügte sich mit folgender Feststellung: „Veränderungen, die sich in Polen 

im Oktober 1956, aber auch in der DDR ereigneten, stießen anfänglich auf kein volles 
Verständnis”. Er erläuterte jedoch nicht, wie dieser Mangel an Verständnis zu erklären 
war; auch die Fußnote zu diesem Satz gibt keine näheren Erläuterungen dazu. Vgl. M. 
Tomala, Warszawa-Berlin-Bonn (1944-1980), Szczecin 1987, S. 118 und Fußnote 51. 

7  Vgl. B. Ihme-Tuchel, Das „nördliche Dreieck”. Die Beziehungen zwischen der DDR, der 
Tschechoslowakei und Polen in den Jahren 1954 bis 1962, Köln 1994 sowie zahlreiche 
Aufsätze; P. Ther, Deutsche und polnische Vertriebene. Gesellschaft und Vertriebenen-
politik in der SBZ/DDR und in Polen 1945-1956, Göttingen 1998. 

8  Vgl. A. Mitter, Ressentiments und „proletarischer Internationalismus”: Die Einstellung 
der DDR gegenüber der VR Polen, in: Vorurteile zwischen Deutschen und Polen. Mate-
rialien des deutsch-polnischen wissenschaftlichen Symposiums 9. bis 11. Dezember 1992 
Görlitz–Zgorzelec, hrsg. von F. Grucza, Warschau 1994, S. 76-82; A. Mitter, S. Wolle, 
Untergang auf Raten. Unbekannte Kapitel der DDR-Geschichte, München 1995, S. 163-
297. 

9  Die DDR vor dem Mauerbau. Dokumente zur Geschichte des anderen deutschen Staates 
1949-1961, hrsg. von D. Hoffmann, K.-H. Schmidt, P. Skyba, München 1993, S. 233-
277; „Hoffnung kann enttäuscht werden”. Ernst Bloch in Leipzig, dokumentiert und 
kommentiert von V. Caysa, P. Caysa, K. D. Eichler und E. Uhl, Frankfurt/M. 1992; Texte 
zur Krise des Sozialismus, Berlin 1990. 

10 E. Wollweber, Aus Erinnerungen. Ein Porträt Walter Ulbrichts, in: „Beiträge zur Ge-
schichte der Arbeiterbewegung”, 32 (1990), S. 350-378; K. Schirdewan, Aufstand gegen 
Ulbricht. Im Kampf um politische Kurskorrektur, gegen stalinistische, dogmatische Poli-
tik, 2. Aufl., Berlin 1994; W. Janka, Schwierigkeiten mit der Wahrheit, Reinbek 1990; 
W. Harich, Keine Schwierigkeiten mit der Wahrheit. Zur nationalkommunistischen 
Opposition 1956 in der DDR, Berlin 1993. 

11 E. Cziomer, Historia Niemiec 1945-1991. Zarys rozwoju problemu niemieckiego od po-
działu do jedności, Kraków 1992. 

12 Z. Kozik, Echa polskiego Października w społeczeństwie NRD, in: „Rocznik Polsko-
Niemiecki”, Warszawa 1995, S. 7-41. 
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in der DDR-Gesellschaft. Z. Kozik hat als einer der ersten Forscher das Archivma-
terial des ZK der SED ausgewertet. 

In keiner der vorhandenen Arbeiten wird allerdings versucht, das Verhältnis 
zwischen der DDR und Polen im Jahre 1956 auf der Basis der heute zugänglichen 
deutschen und polnischen Akten darzustellen.13 Dies ist Aufgabe des vorliegenden 
Aufsatzes.14 

Zur Gliederung: In einem ersten Schritt werde ich mich mit den politisch-diplo-
matischen Reaktionen Ulbrichts bzw. der SED auf den Machtwechsel in Polen im 
Oktober 1956 beschäftigen. Daran schließt sich eine Analyse der Pressepolitik der 
SED und der Berichterstattung über die Ereignisse in Polen von Oktober bis De-
zember 1956 im „Neuen Deutschland“ an. Den Reaktionen der DDR-Bevölkerung 
auf diese Ereignisse werde ich mich im letzten Teil dieser Arbeit widmen.  

I. Politisch-diplomatische Reaktionen Ulbrichts und der SED 

Die Vorbereitungen zum 8. Plenum des ZK der Polnischen Vereinigten Arbeiter-
partei (PVAP) sowie dessen Verlauf wurden von der SED mit großen Vorbehalten 
beobachtet und sogar als möglicher Beginn einer Konterrevolution in Polen gewer-
tet.15 Einen Tag vor dem Beginn des 8. Plenums, am Morgen des 18. Oktobers, no-
tierte der Zweite Sekretär der polnischen Botschaft, J. Pierzchala, zur sowjetischen 
Truppenbewegung: „Auf dem Rückweg von Greifswald stießen wir auf der Auto-
bahn in der Nähe Berlins auf eine kilometerlange Waffentransportkolonne der 
UdSSR, die von Panzern begleitet wurde und in Richtung Norden fuhr. Wie wir 
später erfuhren, wurde am selben Tag die DDR-Armee alarmiert, am Samstag wur-
de bis auf Widerruf der Sicherheitsdienst mobilisiert und am Samstag morgen er-
schienen bewaffnete ‘Kampfgruppen’ und die Verbände der ‘Gesellschaft für Sport 
und Technik’ auf den Straßen”.16 Bewegungen sowjetischer Truppen gab es auch 

                                                      
13 Sogar die Aufsätze, die in Deutschland anläßlich des 40. Jahrestages der Oktober-Ereig-

nisse in Polen 1956 publiziert wurden, beschäftigen sind nicht mit der detaillierten Dar-
stellung dieser Vorgänge. Vgl. I. Kircheisen (Hrsg.), Tauwetter ohne Frühling. Das Jahr 
1956 im Spiegel der blockinternen Wandlungen und internationalen Krisen, Berlin 1995; 
Das Jahr 1956 in Osteuropa, hrsg. von H. H. Hahn und H. Olschowsky, Berlin 1996. 

14 Der vorliegende Aufsatz stellt die veränderte Fassung des Beitrags, der während einer 
Tagung über die Oktober-Ereignisse 1956 in den West- und Nordgebieten Polens in 
Mierki bei Olsztyn/Polen im September 1996 vorgestellt wurde, dar. Vgl. K. Ruchnie-
wicz, Niemiecka Republika Demokratyczna wobec wydarzen październikowych 1956 r. 
w Polsce, in: Październik 1956 na Ziemiach Zachodnich i Północnych. Materiały semina-
rium naukowego. Mierki koło Olsztyna, wrzesień 1996, hrsg. von W. Wrzesiński, 
Wrocław 1997, S. 139-162. 

15 Vgl. Notatka służbowa II sekretarza ambasady PRL w Berlinie, ob. Pierzchały z dnia 
26.10.1956 (Dienstliche Mitteilung des 2. Sekretärs der Botschaft der VRP, Genosse 
Pierzchała vom 26.10.1956), Archiwum Ministerstwa Spraw Zagranicznych (im folgen-
den A MSZ), Departament IV, 10/378/42. Siehe auch Wollweber, op. cit., S. 363. 

16 Notatka służbowa II sekretarza ambasady PRL w Berlinie ..., op. cit. 
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in den Grenzgebieten – in Cottbus, Frankfurt an der Oder und Hoyerswerda.17 Muß 
man also aufgrund dieser Truppenmobilisierungen davon ausgehen, daß sich nicht 
nur die UdSSR, sondern auch die DDR auf eine Intervention in Polen vorbereitete? 
Nicht alle Umstände dieser Vorbereitungen sind ausreichend erforscht.18 Selbst 
wenn man nicht davon ausgeht, daß es um Vorbereitungen zur Pazifizierung des 
‘von Meuterei bedrohten Bruderlandes’ ging, so bleibt zumindest festzuhalten, daß 
die Regierungen beider Länder durch teilweise Mobilmachung ihrer Truppen den 
Bürgern der DDR Macht und Entschlossenheit demonstrieren und diese vor 
Unruhen warnen wollten. Man könnte auch annehmen, daß die Unterstützung für 
eine mögliche Intervention der UdSSR in Polen ein Versuch [der DDR-Regierung] 
war, den negativen Eindruck der Unzuverlässigkeit, den der Juni-Aufstand 1953 
hinterlassen hatte, zu relativieren. Auf jeden Fall war diese Intervention dazu ge-
eignet, die SED selbst zu stärken, weil es ihre „Linientreue“ unterstrich. 

Über die unerwartete Anreise der sowjetischen Delegation des ZK der KPdSU 
zum 8. Plenum nach Warschau wurde das ZK der SED mit Schreiben vom 19.10. 
informiert. Die „deutlichen Meinungsverschiedenheiten” innerhalb der Leitung der 
PVAP bei grundlegenden Fragen der Außen- und Innenpolitik der Partei und des 
Staates sowie der personellen Veränderungen in der Partei, hätten die Führung im 
Kreml beunruhigt, so hieß es. Die Lage Polens im Zentrum Europas und die Be-
deutung dieses Landes für den ganzen sozialistischen Block, vor allem für die 
UdSSR, habe die sowjetische Führung zur Entsendung einer Delegation nach Polen 
gezwungen, um diese Schwierigkeiten zu klären.19 An der Delegation nahmen die 
Mitglieder des Präsidiums des ZK der KPdSU N. Chruschtschow, L. Kagano-
witsch, A. Mikojan und W. Molotow teil. Über die Ankunft des Oberbefehlshabers 
der Warschauer-Pakt-Staaten, I. Koniew, und der anderen sowjetischen Generäle 
wurde nicht informiert. Diese unvollständige Information wurde später im Organ 
der SED „Neues Deutschland” veröffentlicht.20 Die Frage, ob die Unterrichtung der 
SED-Führung über den bevorstehenden Besuch Chruschtschows in Warschau 
etwas Außergewöhnliches war und über den normalen Rahmen der Berichterstat-
tung der KPdSU über eigene Schritte hinausging, kann erst beantwortet werden, 
wenn aus den Akten nachgewiesen wird, ob auch andere Staatschefs der Ostblock-
staaten, wie z.B. der Tschechoslowakei, ähnliche Briefe bekommen haben. Es ist 
durchaus möglich, daß das Schreiben die SED-Führung beruhigen und beweisen 

                                                      
17 Vgl. Kozik, op. cit., S. 20-22. 
18 Z.B sprechen A. Mitter und S. Wolle aufgrund der STASI-Akten nur über eine Mög-

lichkeit zur Intervention der sowjetischen Truppen, die die SED-Führung befürworten 
würde. Vgl. Mitter, Wolle, op. cit., S. 262. Dagegen läßt B. Ihme-Tuchel, die die Akten 
des Auswärtigen Amtes der UdSSR gesichtet hat, die Vorbereitungen zur Intervention in 
Polen aus dem Gebiet der DDR aus. Vgl. Ihme-Tuchel, op. cit., S. 133 und 134. 

19 Vgl. SAPMO-BArch ZPA, J VI 2/202/386 Bd. 1. 
20 Siehe Besprechungen zwischen der KPdSU und der Polnischen Vereinigten Arbeiterpar-

tei. Chruschtschow, Kaganowitsch, Mikojan und Molotow kamen nach Warschau, in: 
„Neues Deutschland”, Nr. 252 vom 21.10.1956, S. 1. 
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sollte, daß die weitere Entwicklung der Situation in Polen von den sowjetischen 
Führern ernstgenommen wird.21 

Die Ergebnisse des 8. Plenums der PVAP beurteilte W. Ulbricht negativ. Ge-
nauere Informationen über den Verlauf der Ereignisse erhielt Ulbricht vom Mini-
ster für Staatssicherheit, Ernst Wollweber, der sich zur Zeit des 8. Plenums zur Kur 
zufällig in Polen aufhielt. Wollweber hatte Gespräche mit einigen Mitgliedern des 
ZK der PVAP geführt, über die er Ulbricht informierte. Offenbar war Ulbricht – 
abgesehen von wenigen Informationen zur Rede Gomu³kas und zu den Beschlüs-
sen des 8. Plenums – über Einzelheiten nicht im Bilde. Erst am 23.10. übermittelten 
die Mitarbeiter der DDR-Botschaft in Warschau, in Abwesenheit des Botschafters 
Heymann22, Fragmente der Rede Gomu³kas in deutscher Übersetzung. Sie stammten 
aus der zum Druck vorbereiteten Nummer der Zeitschrift für die deutsche Min-
derheit in Polen, der „Arbeiterstimme”.23 

Die Reaktion Ulbrichts auf den Bericht Wollwebers war sehr heftig. Was sich 
abspiele, so der Erste Sekretär im Gespräch mit Wollweber, sei unerhört: „Die 
polnische Staatssicherheit hat vollkommen versagt. Der Innenminister, von dem du ja 
etwas hältst, ist sogar ein Gomu³ka-Mann. Man hat Gomu³ka gestattet, seine Rede im 
Radio zu halten und damit über ganz Polen zu verbreiten. Damit ist die Sache ent-
schieden”.24 Auf die Frage seines Ministers, was hätte geschehen sollen, antwortete 
Ulbricht kurz: „Die Staatssicherheit hätte verhindern müssen, daß die Gomu³ka-Rede 
verbreitet wird. Solange das nicht nach außen gedrungen wäre, hätte man noch vieles 
in Polen verhindern können. Durch die Rundfunkübertragung und die Veröffentli-
chung [der Rede Gomu³kas – Anm. des Verf.] ist alles in Bewegung gekommen, und 
vielleicht gibt es überhaupt kein Halten mehr. Wir haben Maßnahmen getroffen für 
alle Fälle”.25 Die Reaktion Ulbrichts war also sehr nervös. Außerdem bestätigt diese 
Äußerung Ulbrichts, daß Gegenmaßnahmen geplant waren. Ob es sich dabei um die 
oben erwähnte Bereitschaft zur Intervention handelte, ist schwer zu sagen.  

Wollweber versuchte Ulbricht zu beruhigen: „Diese Maßnahmen nutzen gar nichts. 
Die Schlacht muß in Polen gewonnen werden. Außerdem gibt es in Polen gute Kom-
munisten. Die Frage des Sieges der Konterrevolution ist gar nicht entschieden. Man 
muß jetzt alle Kräfte stützen, die bereit sind, die Konterrevolution zu bekämpfen. 
Und man muß es tun mit Gomu³ka”.26 Die Argumentation von Wollweber über-

                                                      
21 B. Ihme-Tuchel behauptet, daß das ZK der KPTsch gleichlautendes Schreiben erhalten 

hat. Vgl. Ihme-Tuchel, op. cit., S. 134, Fußnote 63. 
22 Wahrscheinlich war er zur dieser Zeit in Berlin, um einen Bericht über die Vorgänge in 

Polen dem ZK der SED abzustatten. 
23 Die polnische Botschaft in Berlin informierte, daß das „Aktiv des Außenministeriums 

schon am Montag [d.h. am 23.10 – Anm. des Verf.] den Text der Rede Gomu³kas in 
Deutsch besaß”. Am selben Tag fand dort die Diskussion darüber statt. Wahrscheinlich 
handelt es sich um die von der Botschaft der DDR in Warschau übersandte Übersetzung. 
Vgl. ferner Notatka służbowa II Sekretarza Ambasady PRL w Berlinie, op. cit. 

24 Wollweber, op. cit., S. 363. 
25 Ibidem, S. 363-364. 
26 Ibidem, S. 364. 
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zeugte Ulbricht nicht. In dieser Situation verwundert nur, daß sich das Politbüro 
der SED nicht zu einer Sondersitzung zu den Vorgängen in Polen – ähnlich etwa 
wie anläßlich der Krise in Poznañ/Posen im Juni 1956 – entschied.27 Der Grund für 
den Verzicht könnten die Ereignisse in Ungarn sein, die als gefährlicher eingestuft 
wurden. 

Eine ähnliche Einstellung wie Ulbricht vertrat der Großteil der SED-Funktionä-
re. Das Mißtrauen gegenüber Polen veranlaßte sie dazu, sowohl die Berichte der 
polnischen Presse und des Rundfunks als auch die der westlichen Medien als ‘ver-
dächtig’ einzustufen. Der Sekretär der SED in Leipzig soll auf der Versammlung 
des Parteiaktivs gesagt haben: „Unsere Quellen über die Situation in Polen sind 
Moskau und ‘Neues Deutschland’, und nicht Warschau, RIAS und BBC. Wir sind 
nicht von Polen abhängig und mit der Politik der dortigen Partei nicht einverstan-
den. [...] Nach dem Tod Bieruts [1956 – Anm. des Verf.], der von den Volksmas-
sen in Polen sehr geliebt wurde, kamen Menschen mit feindlicher Ideologie zu 
Wort, es zeigten sich Spaltungserscheinungen.” Hierin sei, so der SED-Sekretär 
weiter, der Hintergrund für das 8. Plenum zu sehen.28 In dieser Äußerung fällt auf, 
daß die offiziellen polnischen Äußerungen aus Warschau in einem Atemzug mit 
westlichen, „feindlichen” Sendern genannt werden. 

In Zusammenhang mit der unsicheren Situation in Polen gab es in DDR- Regie-
rungskreisen Stimmen, die die Unantastbarkeit der Oder-Neiße-Grenze sowie die 
Abtretung der ehemaligen deutschen Ostgebiete an Polen in Frage stellten. Diese 
Meinung – bisher ein öffentliches Tabuthema – wurde von einem Großteil der 
DDR-Gesellschaft geteilt.29 Ein historischer Anspruch Polens auf den Besitz dieser 
                                                      
27 S. ferner K. Ruchniewicz, Niemiecka Republika Demokratyczna ..., op. cit., S. 136. 
28 „Notatka z 30.11.1956” (Die Mitteilung vom 30.11.1956), A MSZ, Departament IV, 

10/378/42 Bd. 2.  
29 Über diese Meinung berichtete die polnische Botschaft in Berlin. Der Großteil der deut-

schen Gesellschaft, so der Vorsitzende der Fraktion des LDPD in der Volkskammer, Ru-
dolf Agsten, sei immer noch gegenüber Polen negativ eingestellt. Und weiter: „Die meist-
reaktionäre Stimmung im Verhältnis zu Polen herrscht bei den Umsiedlern und dem 
Kleinbürgertum; sie sind gegen die Festlegung der Grenze zwischen Polen und der DDR 
an der Oder und Neiße. Diese Leute verheimlichen ihre Abneigung, sogar Feindschaft 
gegenüber Polen nicht [...]„. Agsten betonte mehrmals, daß „wir Polen keine Ahnung ha-
ben, wie schwer es fällt, sich mit den Leuten über die Freundschaft zwischen Polen und 
der DDR zu unterhalten” Es sei leichter, fügte er noch hinzu, die Freundschaft zwischen 
der UdSSR und der DDR zu propagieren. „Notatka służbowa z rozmowy z Rudolfem Ag-
stenem, przewodniczącym frakcji LDPD w Izbie Ludowej na przyjęciu w dniu 
11.06.1956 wydanym przez rzad NRD na cześć delegacji KRLD, 22.06.1956” (Eine 
dienstliche Mitteilung über das Gespräch mit Rudolf Agsten, den Vorsitzenden der 
Fraktion des LDPD in der Volkskammer, während des Empfanges am 11.06.1956 
organisiert durch die Regierung der DDR auf Ehren der Delegation aus Nordkorea, 
22.06.1956), A MSZ, 10/377/42. S. ferner: G. Christopeit, Die Vertriebenen im 
Gründungsjahr der DDR – Versuch einer Standortbestimmung anhand ihrer Lage im 
Land Brandenburg 1949, in: 50 Jahre Flucht und Vertreibung. Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede bei der Aufnahme und Integration der Vertriebenen in die Gesellschaften 
der Westzonen/Bundesrepublik und der SBZ/DDR, hrsg. von M. Wille, Magdeburg 
1997, S. 256-270. 
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Gebiete wurde negiert, demgegenüber wurden ideologisch begründete Besitzan-
sprüche erhoben. Die Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze durch die Regierung 
der DDR hatte ihr keine Sympathien in der eigenen Gesellschaft gebracht. Sollten 
sich Veränderungen des politischen Systems in Polen ergeben, so lautete die Argu-
mentation, so müsse man auch über eine Veränderung der Grenzen nachdenken. In 
diesem Sinne äußerte sich Wollweber im Gespräch mit Ulbricht im Oktober 1956: 
„Im Moment müssen wir meiner Ansicht nach – solange nicht gesichert ist, daß die 
Konterrevolution nicht siegt – aufhören mit den ständigen Erklärungen über den 
Schutz der Oder-Neiße-Grenze durch die DDR und die sowjetischen Truppen in der 
DDR.“ Und Wollweber fügte noch hinzu: „Man kann jetzt bei antisowjetischen 
Elementen in Polen nicht den Eindruck entstehen lassen, daß sie sich austoben 
können, und gleichzeitig wird ihre Westgrenze unter allen Umständen geschützt”.30 
Die Grenzfrage wurde sehr oft in Verbindung gebracht mit der Lieferung polni-
scher Kohle an die DDR. Es wurde Polen vorgeworfen, Kohle bevorzugt an die 
Bundesrepublik und nicht an die DDR zu liefern, obwohl letztere doch die für 
Polen günstige Grenze an Oder und Neiße garantiere.  

Eine abschließende Beurteilung der Reaktion der DDR-Führungsspitze auf die 
Ereignisse des Polnischen Oktobers enthält eine spätere Mitteilung des polnischen 
Außenministeriums vom Juni 1957, die anläßlich des Besuches der polnischen De-
legation in der DDR geschrieben worden ist. „Die Reaktion der leitenden Partei- 
und Regierungskreise auf das 8. Plenum war kühl, manchmal abweisend. Die Par-
tei- und Regierungsleitung der DDR, die über die Ereignisse in Polen nicht schwei-
gen konnte, versuchte in gewissem Sinne die neue PVAP-Leitung zu diskreditie-
ren, indem sie Zweifel an der weiteren sozialistischen Entwicklung unseres Landes 
äußerte. Und so sollte Genosse Ulbricht, der eine Rede auf einem Treffen der Chef-
redakteure der DDR-Presse gehalten hat, gesagt haben: [...] man muß überlegen, ob 
die Konterrevolution auf kaltem Wege nicht gesiegt hätte (Information erhalten aus 
vertraulicher Quelle). In den offiziellen Äußerungen der Führung der DDR wurden 
diejenigen scharf angegriffen, die die Unabhängigkeit der Länder der Volks-
demokratie, die Wahrung der Selbständigkeit und des nationalen Weges zum 
Sozialismus gefordert haben”.31 Zu betonen ist, daß derartig „scharfe Äußerungen” 
auch noch Mitte 1957 gemacht wurden. 

Nicht nur Gomu³kas Ankündigungen weiterer ‘Entstalinisierungs’-Reformen, 
sondern auch die Person des Ersten Sekretärs der PVAP weckten bei Ulbricht Un-
sicherheit und Antipathie. Die beiden Politiker unterschieden sich in vielerlei Hin-
sicht. Gomu³ka gehörte während des Krieges dem kommunistischen Untergrund im 
besetzten Polen an, Ulbricht dagegen lebte in den Jahren 1938-45 im Exil in der 

                                                      
30 Wollweber, op. cit., S. 363. 
31 „Notatka informacyjna w sprawach wynikających ze stosunku między Polską a Niemiec-

ką Republiką Demokratyczną (Eine Mitteilung betreffs der aus dem Verhältnis zwischen 
Polen und der Deutschen Demokratischen Republik resultierenden Probleme), A MSZ, 
Departament IV, 10/463/48. 
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UdSSR.32 Der polnische Politiker propagierte nach dem Zweiten Weltkrieg „den 
polnischen Weg zum Sozialismus”, und wurde dafür 1948 aller Posten enthoben 
und aus der Partei ausgeschlossen. Der Erste Sekretär der SED versuchte, sein 
Land nach sowjetischem Muster umzugestalten. Gomu³ka forderte von der UdSSR 
ein Bündnis auf partnerschaftlicher Grundlage (innere Souveränität, Regulierung 
der wirtschaftlichen Fragen, Anerkennung gewisser Besonderheiten in der polni-
schen Entwicklung), Ulbricht dagegen war in stärkerem Maße abhängig von der 
UdSSR – allein vom Willen des Kreml hing nicht nur das Herrschaftssystem, son-
dern auch die Existenz des zweiten deutschen Staates ab. Gomu³ka war ein Häft-
ling des Stalinismus, dessen politische Vorstellungen als ‘abweichlerisch’ verurteilt 
worden waren. Der Erste Sekretär der SED war Mitglied der stalinistischen 
Regierung, er gehörte in der Zeit nach dem Treffen in Szklarska Poręba/Schreiber-
hau und der Gründung des Kominform 1947 zu den erklärten Gegnern Titos und 
Gomu³kas.33 Aufgrund der Absetzung Gomu³kas wegen mangelnder „Linientreue” 
und wegen seiner späteren Verhaftung galt er der SED als ‘verdächtig’. Dies sahen 
auch die Mitarbeiter der polnischen Botschaft. „Im Gespräch mit den Mitarbeitern 
des Außenministeriums (Wenk, Kinigkeit) wurde die Ansicht vertreten, daß seine 
[Gomu³kas, Anm. d. Verf.] jetzige Wahl zum Ersten Sekretär irgendwie ein schlech-
tes Licht auf unser ZK wirft. [...] Man muß annehmen, daß [diese Meinung – Anm. 
des Verf.] belauscht wurde, die als eine aktuelle Information von oben vermittelt 
wurde”.34 Dies ist ein anderer Unterschied in der Beurteilung, an den man sich in 
Zusammenhang mit den Oktober-Ereignissen in Polen erinnern muß. In den ersten 
Monaten nach der Machtübernahme erfreute sich Gomu³ka großer Unterstützung in 
der polnischen Bevölkerung, worüber die Botschaft der DDR in Warschau mehrmals 
berichtete.35 Ulbricht besaß diese Unterstützung nicht und versuchte, sie mit Hilfe 
der sowjetischen Truppen zu erzwingen. Auch dies beeinträchtigte in den ersten 
Monaten nach dem 8. Plenum das Verhältnis der beiden Politiker zueinander. Die 
Versuche, dieses schlechte Verhältnis langfristig zu verändern, schlugen fehl, 

                                                      
32 Über Ulbricht siehe ferner: C. Stern, Ulbricht, Eine politische Biographie, Köln/Berlin 

1963; F. Sumpf, Walter Ulbricht, in: DDR. Wer war wer. Ein biographisches Lexikon, 2. 
Aufl., Berlin 1992, S. 461-462. 

33 Vgl. das Referat Ulbrichts: „Die theoretische und praktische Bedeutung der Entschlie-
ßung des Informationsbüros der Kommunistischen Parteien über die Lage in der KP 
Jugoslawiens” auf der 13. Tagung des Parteivorstandes der SED (15.09.1948), in: 
Entscheidungen der SED 1948. Aus den Stenographischen Niederschriften der 10. bis 15. 
Tagung des Parteivorstandes der SED, hrsg. von T. Friedrich, Ch. Hübner, H. Mayer und 
K. Wolf, Berlin 1995, S. 311-333. S. auch E. W. Gniffke, Jahre mit Ulbricht, Köln 1966, 
S. 340-341. 

34 „Notatka służbowa II sekretarza ambasady PRL w Berlinie ...“, op. cit. 
35 Vgl. „VIII. Plenum der PZPR”, Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen 

der DDR im Bundesarchiv (im folgenden SAPMO im Bundesarchiv), J IV 2/202-368, Bd. 
1. 
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obwohl Gomulka seine liberale Politik sehr früh aufgab. Dies bestätigen die Doku-
mente aus den späteren Jahren.36 

Um die These vom Beginn einer Konterrevolution in Polen zu stützen, notierten 
die Mitarbeiter der Botschaft der DDR alle Fälle von Demonstrationen, die in 
Polen Ende Oktober organisiert wurden. Über manche Demonstrationen berichtete 
auch „Neues Deutschland”, wobei interessante Unterschiede zur Berichterstattung 
der Botschaftsmitarbeiter auffallen. Ein Mitarbeiter der Botschaft, M. Schmid, war 
beispielsweise Zeuge einer Demonstration in Wroc³aw/Breslau. „In den Abend-
stunden des 22.10.1956, kurz vor Beginn des Theaters, erfolgte eine große Demon-
stration von ca. 10-15.000 Menschen, vorwiegend Studenten und Jugendliche; in 
Sprechchören wurde gerufen: ‘Raus mit den Russen!’ ‘Wir wollen Souveränität!’ 
‘Nieder mit Rokossowski!’ Die Straßenschilder, die den Namen Rokossowskis und 
sowjetische Namen trugen, wurden entfernt. [...] Die Demonstration hat ungefähr 
30-40 Minuten gedauert. Es gab keine Zwischenfälle”.37 Zwei Tage später, am 
24.10, berichtete das „Neue Deutschland” über dieselbe Demonstration. Das SED-
Organ berief sich auf polnische Zeitungsberichte. Schon der Titel dieses Berichtes 
„Feindliche Provokation in Wroc³aw” ließ die darin enthaltene Bewertung der Er-
eignisse erkennen.38 Für die Organisation der „Provokationen“ wurden „nationali-
stische” und „antisowjetische” Elemente verantwortlich gemacht. Dem Bericht 
zufolge verurteilte die Bevölkerung Breslaus diese Demonstration. Allerdings ver-
wundert die Tatsache, daß in diesem Bericht weder Demonstrantenzahlen genannt 
werden noch über von den Demonstranten skandierte Parolen berichtet wird39. Auf 
diese Weise wurde dem Zeitungsleser in der DDR eine Bewertung vermittelt, die 
die Ereignisse in Polen nicht nur als gegen die eigene Partei und Regierung, son-
dern auch als gegen die UdSSR gerichtet sah. 

Um über die Ereignisse in Polen und Ungarn „aufzuklären”, organisierte die 
SED-Führung zahlreiche Treffen mit den Sekretären der unteren Parteiebenen. 
Über diese Treffen unterrichtete die polnische Botschaft in Berlin ihre Zentrale. 
Der Erste Sekretär der Botschaft, St. Kopa, schrieb: „Genosse Neumann [Erster 
Sekretär der SED-BL Berlin – Anm. des Verf.] wandte sich vor Beginn des Refe-
rats über die polnischen Angelegenheiten mit der Bitte an die Versammelten, in der 
Diskussion keine Fragen der Art: ‘Wer ist Genosse Gomu³ka?’ und ‘Was hat er in 
der letzten Zeit gemacht?’ zu stellen.”40 Bei der Analyse der Situation in Polen 

                                                      
36 Beispiele der großen Distanz der beiden Politiker zueinander nennt der langjährige Dol-

metscher Gomu³kas, E. Weit, in seinem Buch: Ostblock intern. 13 Jahre Dolmetscher für 
die polnische Partei- und Staatsführung, Hamburg 1970. 

37 „Brief eines Mitarbeiters der Botschaft der DDR in Warschau an den Botschafter der 
DDR in Warschau, Heymann, vom 23.10.1956”, PAAA, Bestand MfAA, A 3815. 

38 Vgl. Feindliche Provokation in Wrocław, in: „Neues Deutschland”, Nr. 254, 24.10.1956, S. 
2. 

39 Diese Zahl hat Schmidt in dem obigen Bericht angegeben. 
40 „Notatka służbowa Stanisława Kopy z dnia 25.10.1956” (Dienstliche Mitteilung von 

Stanisław Kopa vom 25.10.1956), A MSZ, Departament IV, 10/378/42. 
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konzentrierte sich Neumann auf Wirtschaftsfragen. Er stellte fest, daß die Situation 
in Polen sehr schwer und mit der Situation in der DDR nicht vergleichbar sei. An 
dieser Stelle fragte er, ob „unsere Produktionsgenossenschaften schlecht sind, ob 
unsere LPG’s schlecht arbeiten?”. Naumann weiter: „Wenn dort in Polen schlecht 
gewirtschaftet wurde, dürfen wir feststellen, daß in der DDR schlechte Wirtschaft 
sei?”.41 An diesem Treffen nahmen 1500 Sekretäre der Grundorganisationen der 
SED teil. Es verwundert, daß keiner der Teilnehmer Fragen gestellt hat. Nach dem 
Abschluß des Treffens trafen sich jedoch kleine Gruppen, in denen die Verände-
rungen in Polen lebhaft diskutiert wurden. 

II. Pressepolitik der SED und offizielle Berichterstattung 
in der DDR-Presse 

Die durch die Entwicklung der Ereignisse in Polen und deren Einfluß auf die eige-
ne Bevölkerung beunruhigte Führung der DDR flüchtete sich in eine Politik bewuß-
ter Desinformation. Diese Politik wurde begleitet von einer Einschränkung des Zu-
gangs zu polnischen Zeitungen und Zeitschriften. Am 19.10. wurde die Zustellung 
polnischer Zeitungen an Abonnenten in der DDR für einige Tage eingestellt. Von 
diesen Maßnahmen waren auch die Parteifunktionäre betroffen.42 Im Dezember 
1956 informierte die polnische Botschaft ihre Zentrale darüber, daß die DDR-Post 
die Annahme von Abonnements auf polnische Presseprodukte verweigerte. „Diese 
Zeitungen werden nur an Kiosken verkauft. In dieser Situation geben die hiesigen 
Machthaber nur die Exemplare der polnischen Presse in die Hände der Leser, die 
sie für angebracht halten. Und das bedeutet, daß die polnische Presse ab dem neuen 
Jahr faktisch nicht mehr zugänglich sein wird”.43 

In dieser Situation eines Informationsmonopols über die Ereignisse in Polen ge-
wannen die Zeitungen der DDR, vor allem das Hauptpresseorgan der SED „Neues 
Deutschland”, an Bedeutung. Allerdings konnte die Bevölkerung in der DDR aus 
‘ihrer’ Presse sehr wenig über die Vorgänge im Nachbarland erfahren.44 Die DDR-
Presse informierte zwar über die wichtigsten Ereignisse, dies aber sehr allgemein 
und ohne Kommentare.45 Am 20.10. informierte „Neues Deutschland” auf der Seite 
                                                      
41 Ibidem. 
42 Vgl. „Notatka z 30.11.1956” (Mitteilung vom 30.11.1956), A MSZ, Departament IV, 

10/378/42 Bd. 2. 
43 „Notatka informacyjna II-go sekretarza ambasady PRL w Berlinie, J. Pierzchały z 

6.12.1956” (Mitteilung des Zweiten Sekretärs der polnischen Botschaft in Berlin, J. 
Pierzchała, vom 6.12.1956), A MSZ, Departament IV, 10/731/79. 

44 Es ist bemerkenswert, daß das keine neue Situation war. Die Klagen der polnischen Seite 
über das geringe Interesse der DDR-Presse an den polnischen Angelegenheiten waren 
schon 1954 zu hören. Vgl. „Notatka służbowa ob. Jakubowskiej z rozmowy z ob. Krahn-
em, redaktorem działu zagranicznego ‘Neues Deutschland’ z 8.12.1956” (Dienstliche 
Mitteilung von Gen. Jakubowska über das Gespräch mit dem Redakteur der Auslandsab-
teilung des ‘Neuen Deutschland’, Gen. Krahn vom 8.12.1956, A MSZ, Departament IV, 
10/319/36. 

45 Man kann der Meinung von F. Bontschek und F. Sikora nicht zustimmen, daß die Presse 
der DDR nur sporadisch über die Ereignisse in Polen berichtete. Auch das von beiden 
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5 über den Beginn des 8. Plenums.46 Beiläufig wurden die Hauptziele des Plenums 
vorgestellt. Zum ersten Mal wurden die neuen Mitglieder des ZK mit Namen ge-
nannt, darunter W³adys³aw Gomu³ka, aber ohne Foto und ohne Informationen zur 
Person. In der Sonntagsausgabe des „Neuen Deutschland” vom 21.10. wurde auf 
der ersten Seite die Ankunft einer sowjetischen Delegation in Polen bekanntgege-
ben.47 Der Bericht ging über die üblichen Floskeln zur ‘freundschaftlichen Atmo-
sphäre’ der Gespräche nicht hinaus. Die Zeitung informierte auch über die Einla-
dung der polnischen Genossen zu weiteren Gesprächen nach Moskau. Die zahlrei-
chen Kundgebungen, die sowohl für die Person Gomu³kas als auch für die Resolu-
tionen des 8. Plenums Unterstützung demonstrierten, wurden überhaupt nicht er-
wähnt. Das Presseorgan der SED begnügte sich allein mit der Feststellung, daß 
„die polnische Öffentlichkeit die bedeutungsvolle Plenartagung mit starker Anteil-
nahme verfolgt. [...] In den Parteiorganisationen finden Aussprachen und Diskussi-
onen statt”.48  

Noch am 20.10. wurden den Redakteuren der in Ost-Berlin herausgegebenen 
Zeitungen Anweisungen zur Berichterstattung über polnische Angelegenheiten er-
teilt. Bis auf Widerruf wurde die Veröffentlichung jeglicher Materialien aus polni-
schen Quellen verboten.49 Es wurde eine zentrale Zensur auf alle Mitteilungen der 
Warschauer Korrespondenten eingeführt. Kommentare zu den polnischen Ereignis-
sen durften nur nach der sowjetischen Presseagentur TASS zitiert werden. In 
Übereinstimmung mit diesen Anweisungen druckte das „Neue Deutschland” einen 
aggressiven Artikel des Organs des ZK der KPdSU „Prawda” nach, in dem die pol-
nische Presse für den „Verzicht auf den sozialistischen Weg” und ein „offenes 
Liebäugeln mit bürgerlichen Elementen” kritisiert wurde. Im Namen der unzufrie-
denen, ‘breiten Masse’ der Werktätigen der Volksrepublik Polen forderte der sow-
jetische Autor dieses Artikels, daß die „alle Hemmungen verlierenden Revisioni-
sten und Kapitulanten, die die polnische Presse für ihre schmutzigen Ziele miß-
brauchen, zur Ordnung gerufen werden”.50 Die Redakteure des Zentralorgans der 
SED hielten die Veröffentlichung der Repliken von Zofia Artymowska und Jerzy 
Putrament auf die Vorwürfe des Kremls, die im Zentralorgan der PVAP „Trybuna 
Ludu” am 21.10. erschienen, für nicht angemessen. Einen Tag später kam es in 
Ost-Berlin zu einem kleinen Skandal. Die dort erscheinende Illustrierte Abend-
zeitung „Berliner Zeitung am Abend” veröffentlichte Material über die Vorgänge 

                                                                                                                                       
Autoren genannte Datum der Publikation der Rede Gomu³kas im „Neuen Deutschland” 
(am 28.10.!) stimmt nicht. Vgl. Bontschek, op. cit., S. 32; Sikora, op. cit., S. 142. 

46 Tagung des ZK der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei, in: „Neues Deutschland”, Nr. 
251, 20.10.1956, S. 5. 

47 Besprechungen zwischen der KPdSU und der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei, op. 
cit. 

48 Plenartagung fortgesetzt, in: „Neues Deutschland”, Nr. 252, 21.10.1956, S. 1. 
49 Ferner s. Mitter, Wolle, op. cit., S. 262. 
50 Antisozialistische Äußerungen in der polnischen Presse. Artikel des Warschauer „Praw-

da”-Korrespondenten vom 20. Oktober, in: „Neues Deutschland”, Nr. 252, 21.10.1956. 
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in Polen und druckte es mit einem Foto von W. Gomu³ka auf der ersten Seite. Am 
Nachmittag begann der Verkauf dieser Ausgabe. Der unerwartete Einspruch der 
Machthaber der DDR, die zuvor den Druck gebilligt hatten, führte zur Entfernung 
der Zeitung aus den Kiosken. Die gesamte Auflage von 200.000 Exemplaren wur-
de eingestampft.51 Die von der DDR-Führung unternommenen Maßnahmen zur Be-
kämpfung des ‘polnischen Bazillus’ wurden von einem Teil der DDR-Journalisten 
verurteilt. Der Zweite Sekretär der polnischen Botschaft in Berlin, Pierzchała, 
bemerkte dazu: „Die Journalisten beklagten sich über die Haltung des ZK der SED 
zur polnischen Frage, [ihrer Meinung nach – Anm. des Verf.] wird die Presse von 
diesem Thema ferngehalten, indem sie eine Atmosphäre der Abwartung und 
Reserve über diese Angelegenheiten schuf”.52 „Neues Deutschland” reagierte sehr 
aggressiv auf die Berichte der westlichen – vor allem der westdeutschen – Presse 
über die Ereignisse in Polen. Der westdeutschen Presse wurde Mangel an Objekti-
vität in der Darstellung der Fakten, der Versuch, Polen von der Sowjetunion und 
den sozialistischen Ländern abzuspalten und schließlich die Propagierung der 
Marktwirtschaft vorgeworfen.53 Auf den Vorschlag von Bundeskanzler Adenauer, 
Beziehungen zum „freien Polen“ aufzunehmen, antwortete „Neues Deutschland” 
am 24.10. mit dem Artikel: „Wenn die Abhängigen über die Unabhängigkeit re-
den”.54 Es lohnt sich, diesem Artikel größere Aufmerksamkeit zu schenken. Es ist 
dort von der Suche jedes Volkes nach einem Weg zum Sozialismus die Rede. Aller-
dings schlägt dieser Artikel eine besondere Interpretation dieses Weges vor: „Aber 
das Große unserer Zeit besteht eben darin, daß jedes Volk diesen Weg in engster 
Freundschaft und Zusammenarbeit mit den Ländern beschreitet, die bereits den 
Sozialismus errichtet haben. Kein Volk braucht heute allein zum Sozialismus zu 
gehen, nachdem die russischen Arbeiter und Bauern, geführt von der Partei Lenins, 
vor 39 Jahren im großen Oktober uns allen den Weg gewiesen haben”.55 Die Suche 
Polens nach eigenen Lösungen wurde als Versuch der Abkehr von der kommuni-
stischen Tradition und der Negierung der Erfahrungen der schon existierenden so-
zialistischen Staaten, vor allem der UdSSR, gewertet. Die „wahren Absichten” der 
westlichen Länder, hauptsächlich der Bundesrepublik, sollten in einer dem Artikel 
beigefügten Karikatur entlarvt werden. In ihr ist ein Wolf dargestellt, der eine 
Peitsche in der Hand hält – ein Symbol der Macht und Unterordnung. Auf dieser 
Peitsche ist das Wort „Kapitalismus“ zu lesen. Der Wolf leckt sich die Zunge beim 

                                                      
51 Vgl. „Notatka służbowa II sekretarza ambasady PRL w Berlinie, ob. Pierzchały” (Dienst-

liche Mitteilung des Zweiten Sekretärs der polnischen Botschaft in Berlin, Gen. 
Pierzchała), A MSZ, Departament IV, 10378/42; Ost-Berlin schweigt über Warschau, in: 
„Süddeutsche Zeitung”, Nr. 255, 24.10.1956 sowie Mitter, Wolle, op. cit., S. 262. 

52 „Notatka służbowa II sekretarza ambasady PRL w Berlinie, ob. Pierzchały”, op. cit. 
53 Vgl. Konterrevolutionäre Spekulationen um Volkspolen, in: „Neues Deutschland”, Nr. 

252, 21.10.1956, S. 5. 
54 Vgl. Wenn die Abhängigen über die Unabhängigkeit reden, in: „Neues Deutschland”, 

Nr. 234, 24.10.1956, S. 2. 
55 Ibidem. 
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Gedanken an den zukünftigen Bissen. Das Tier wurde noch mit anderen gängigen 
Attributen für die „deutschen Imperialisten” ausgestattet: mit einem gut geschnit-
tenen Frack, mit Manschettenknöpfen, auf denen Hakenkreuze zu erkennen sind, 
sowie mit einem Beutel mit US-Dollars. Die Unterschrift lautet: Die „Freiheit” Po-
lens liegt mir besonders am Herzen.56 

 
 
Gomu³kas Rede auf dem 8. Plenum wurde erst am 25.10. in stark verkürzter 

Form im „Neuen Deutschland” gedruckt.57 Selbst ein flüchtiger Vergleich der 
Übersetzung mit dem Original läßt die große Willkür erkennen, mit der die Rede 
des polnischen Politikers wiedergegeben wurde. Die Redaktion des „Neuen 
Deutschlands” veränderte alle Zwischentitel58 und nahm drastische Kürzungen vor, 
                                                      
56 Vgl. „Neues Deutschland”, Nr. 254, 24.10.1956, S. 2. 
57 Vgl. Aus der Rede W. Gomu³kas auf dem 8. Plenum des ZK der Polnischen Vereinigten 

Arbeiterpartei, in: „Neues Deutschland”, Nr. 255, 25.10.1956, S. 5. 
58 In den vom „Neues Deutschland” publizierten Fragmenten der Rede Gomu³kas auf dem 

8. Plenum konnte man folgende Kapitelüberschriften finden: Probleme der Volks-
wirtschaft, Arbeitsproduktivität steigern, Änderungen der Preispolitik, Festigung der 
LPG, Brüderliche Beziehungen zum sozialistischen Lager, Kampf gegen Personenkult, 
Feste Freundschaft zur UdSSR, Bessere Arbeit des Sejm und Worte an die Jugend. Vgl. 
Aus der Rede W. Gomułkas ..., ibidem. 
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ohne diese kenntlich zu machen. Die Einleitung, große Teile der Kapitel „Zu den 
Ergebnissen des 6-Jahres-Plans” und „Eine negative Bilanz der 
landwirtschaftlichen Politik”, das Kapitel „Die Lehren von Posen” sowie weite 
Passagen des Kapitels „Wir müssen der Arbeiterklasse die ganze Wahrheit sagen” 
wurden gestrichen. Außerdem wurde das ganze Kapitel „Anordnung der Industrie 
und materiellen Anreize”, wesentliche Teile der Kapitel „Unterschiedliche Formen 
der Produktionsgemeinschaft sind unser Weg zum Sozialismus auf dem Lande”, 
„Unser Verhältnis gegenüber der KPdSU und der UdSSR”, „Über das System des 
Personenkultes”, „Wir dürfen nicht zulassen, daß der Prozeß der Demokratisierung 
gegen den Staat ausgenutzt wird”, „Die Partei muß geschlossen und einheitlich 
sein” und „Damit der Sejm zum höchsten Staatsorgan wird” ausgelassen. Alle 
Passagen, die Fragen der Souveränität, der Demokratisierung innenpolitischer 
Entscheidungsfindung, der Arbeiterräte, der Selbstverwaltung landwirtschaftlicher 
Betriebe betrafen oder an der vorangegangenen Epoche Kritik übten, wurden 
entfernt. 

Im folgenden einige Beispiele: Im Kapitel „Unser Verhältnis zur KPdSU und 
zur UdSSR” sprach Gomu³ka u.a. über verschiedene Wege zum Sozialismus (im 
deutschen Text befindet sich das unten zitierte Fragment im Kapitel „Brüderliche 
Beziehungen zum sozialistischen Lager”). „Das, was im Sozialismus unveränder-
lich ist, führt zur Aufhebung der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen. 
Die Wege zur Erreichung dieses Zieles können verschieden sein und sind es auch. 
Sie sind durch verschiedenartige Umstände der Zeit und des Ortes bedingt [Die von 
mir unterstrichenen Fragmente befinden sich im „Neuen Deutschland” – Anm. des 
Verf.]. Verschieden kann auch das Modell des Sozialismus sein. Es kann so sein, 
wie es in der Sowjetunion geschaffen wurde, man kann es so gestalten, wie wir es 
in Jugoslawien sehen, und es kann auch noch anders sein. Nur auf dem Weg der 
Erfahrungen und Erfolge verschiedener, den Sozialismus erbauender Länder kann 
das unter den gegebenen Bedingungen beste Modell des Sozialismus entstehen. Im 
deutschen Text wird über „das beste Beispiel des Sozialismus unter gegebenen 
Bedingungen” gesprochen.59 Im Kapitel „Wir dürfen nicht zulassen, daß der 
Prozeß der Demokratisierung gegen den Staat ausgenutzt wird”. Im deutschen Text 
befindet sich das nachfolgende Fragment in dem Kapitel: „Feste Freundschaft zur 
UdSSR” stellte Gomu³ka fest: „Wenn in der Vergangenheit nicht alles so war, wie 
es unserer Ansicht nach zwischen unserer Partei und der KPdSU sowie zwischen 
Polen und der Sowjetunion hätte sein müssen – so gehört das unwiderruflich der 
Vergangenheit an. Wenn es auf diesem oder jenem Gebiete unseres Lebens Dinge 
gibt, die noch einer Regelung bedürfen – dann muß dies freundschaftlich und ruhig 
getan werden. Ein solches Verhalten sollte nämlich die Beziehungen zwischen den 
                                                      
59 Zit. nach: Rede des Genossen Wladyslaw Gomu³ka auf der VIII. Plenartagung des Zen-

tralkomitees der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei, in: „Arbeiterstimme”, Nr. 212, 
24.10.1956, S. 4. Vgl. auch: Przemówienie Wladyslawa Gomu³ki na VIII plenum KC 
PZPR (Die Rede Władysław Gomu³kas auf dem 8. Plenum des ZK der PVAP), in: 
„Nowe Drogi”, Nr. 10, Oktober 1956, S. 38. 
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Parteien und den Staaten des sozialistischen Lagers kennzeichnen. Wenn aber je-
mand denkt, daß es gelingen werde, in Polen eine antisowjetische Stimmung zu 
entfachen, dann täuscht er sich gewaltig, wir werden es nicht erlauben, daß den 
Lebensinteressen des polnischen Volkes und der Sache des Aufbaus des Sozialis-
mus in Polen Schaden zugefügt wird”.60 Und das letzte Beispiel: Im Kapitel „Die 
Partei muß geschlossen und einheitlich sein”61 führte Gomulka aus: „Damit die 
Partei energisch ihre Aufgaben erfüllen und an der Spitze des Demokratisierungs-
prozesses stehen kann, muß sie vor allem geschlossen und einig sein und muß auch 
in ihren Reihen, in ihrem Leben, voll und ganz die Grundsätze des demokratischen 
Zentralismus anwenden. Sie muß in ihrer Arbeit diese Grundsätze streng einhalten, 
die in der These über die Leninschen Normen des Parteilebens enthalten sind. 
Diese Grundsätze wurden auch in der Vergangenheit schon proklamiert, doch wich 
die Praxis oft erheblich davon ab. An der Spitze dieser Grundsätze müßte die Wahl 
der Parteileitungen stehen, ferner die Öffentlichkeit des Parteilebens, das Recht auf 
Beibehaltung abweichender Meinungen, solange der Grundsatz, daß die Beschlüsse 
der Mehrheit alle Parteimitglieder verpflichten, eingehalten wird”.62 

Ähnlich wurde die Resolution des 8. Plenums des ZK der PVAP unter dem 
Titel: „Über die aktuellen politischen und wirtschaftlichen Aufgaben der Partei” 
behandelt, die im „Neuen Deutschland” am 27.10. unter dem Titel: „Aufgaben in 
Volkspolen” veröffentlicht wurde.63 Diese Resolution wurde ebenfalls stark 
verkürzt gedruckt. Alle Fragmente, die sich mit der Demokratisierung des Lebens 
in Polen, mit den wirtschaftlichen Schwierigkeiten sowie mit den Fehlern der ver-
gangenen Epoche beschäftigten, wurden gestrichen. Im Gegensatz zum Original-
text, der keine Zwischentitel enthielt, fügte die Redaktion des „Neuen Deutsch-
land“ folgende Zwischentitel in den Resolutionstext ein: „Die innerparteilichen 
Fragen”, „Zur Initiative der Werktätigen”, „Weitere Demokratisierung des staat-
lichen Lebens”, „Zu einigen wirtschaftlichen Problemen” und „Polen – ein fester 
Bestandteil des sozialistischen Lagers”. Viele Schlüsselstellen, wie z.B. der Ab-
schnitt über die private Landwirtschaft, kleine private Betriebe, die Arbeiterselbst-
verwaltungen, die Gründung der Obersten Kontrollkammer sowie die Einführung 
einer Wahlmöglichkeit bei der Kandidatenwahl für den Sejm blieben unerwähnt. 
Überraschenderweise wird allerdings aus dem letzten Teil der polnischen Resolu-
tion, in dem von verschiedenen Wegen zum Sozialismus die Rede ist, zitiert.64 Das 

                                                      
60 Rede des Genossen Wladyslaw Gomu³ka, op. cit. , S. 5. Vgl. auch Przemówienie Włady-

sława Gomu³ki ..., op. cit., S. 42. 
61 Im deutschen Text befindet sich das nachfolgende Fragment im Kapitel: „Feste Freund-

schaft mit der UdSSR”. 
62 Rede des Genossen Władysław Gomu³ka, op. cit. , S. 5. Vgl. auch Przemówienie Włady-

sława Gomu³ki ..., op. cit., S. 43. 
63 Aufgaben in Volkspolen. Aus der Resolution des 8. Plenums des ZK der Polnischen 

Vereinigten Arbeiterpartei, in: „Neues Deutschland”, Nr. 257, 27.10.1956, S. 5. 
64 Es handelt sich um folgendes Fragment der Resolution: „Die Bande, die die sozialistischen 

Länder verbinden, entstammen den gemeinsamen Bestrebungen und dem gemeinsamen 
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Zitat wurde jedoch aus einem größeren Zusammenhang herausgerissen. Die im 
Original enthaltene Kritik des „mechanischen Kopierens und der Übernahme von 
Vorbildern und Formen, die in den anderen Ländern angewandt wurden” sowie die 
Betonung, daß verschiedene Wege zum Sozialimus möglich seien, waren im deut-
schen Text nicht mehr enthalten. „Die Beziehungen zwischen den Parteien und 
Staaten“, so heißt es in der Resolution, „sollten auf dem Prinzip der internationalen 
Solidarität, auf gegenseitigem Vertrauen und Gleichheit der Rechte, auf gegensei-
tiger Hilfe sowie gegenseitiger, freundschaftlicher Kritik, wenn solche notwendig 
wird, auf vernünftigen und aus dem Geist der Freundschaft und des Sozialismus 
resultierenden Lösungen aller Streitfragen aufbauen”.65 

Den Text der häufig zitierten Rede, die Gomu³ka am 24. Oktober auf dem War-
schauer Paradeplatz (Plac Defilad) vor über 100.000 Menschen hielt, hat das „Neue 
Deutschland” nicht abgedruckt. Man beschränkte sich auf eine umfangreiche Be-
sprechung.66 Zitiert wurden ausschließlich Sätze über die Notwendigkeit zur Festi-
gung der polnisch-sowjetischen Freundschaft. 

In den folgenden Tagen druckte das Zentralorgan der SED eine ganze Reihe von 
Stellungnahmen aus der Bevölkerung der DDR auf die Ereignisse in Polen. Ver-
schiedene Aussagen von Arbeitern wurden z. B. unter dem Titel: „Arbeitersolida-
rität gegen imperialistische Umtriebe“ gesammelt.67 Darüber hinaus wurde ein Be-
richt über ein Treffen der ZK-Mitglieder W. Ulbricht, H. Matern und K. Schirde-
wan mit den Arbeitern Berliner-Betriebe gedruckt, das die Ereignisse in Polen und 
Ungarn zum Thema hatte.68 Auf die Frage eines Arbeiters, weswegen die Presse 
                                                                                                                                       

Ziel – dem Aufbau des Sozialismus und des Kommunismus. Diese Bande schließen nicht 
nur die volle Souveränität und Unabhängigkeit jedes Landes und jeder Nation in der 
Wahl des geeignetsten Weges aus, sondern setzen sie im Gegenteil voraus –, eines Wegs, 
der am besten zu seinen historischen Bedingungen paßt, wie auch in der Wahl der 
Methoden des Aufbaus eines neuen, höheren Systems”. Zit. nach Aufgaben in 
Volkspolen ..., S. 13. 

65 Zit. nach: O aktualnych zadaniach politycznych i gospodarczych partii. Uchwała VIII 
Plenum KC PZPR (Über die aktuellen politischen und wirtschaftlichen Aufgaben der 
Partei. Resolution des 8. Plenums des ZK der PVAP), in: „Nowe Drogi”, 1956, Nr. 10, S. 
13. 

66 Vgl. Machtvolles Bekenntnis zur Partei, in: „Neues Deutschland”, Nr. 255, 25.10.1956, 
S. 5. 

67 Vgl. Arbeitersolidarität gegen imperialistische Umtriebe. Arbeiter der DDR und CSR an 
ihre Kollegen in Ungarn und Polen. Berliner Kampfgruppen sind wachsam, in: „Neues 
Deutschland”, Nr. 256, 25.10.1956, S. 1. In dem Aufsatz wurde die Äußerung des 
Bohrers aus den Kirow-Werken in Leipzig, Wilhelm Hardt, veröffentlicht. Er stellte 
folgendes fest: „Die Arbeiter Polens werden nicht dulden, daß dort faschistische oder 
kapitalistische Elemente wieder ans Ruder kommen. Die westlichen Metropolisten und 
ihre Helfershelfer stecken ja überall dort ihre schmutzigen Finger hinein, wo sie 
Morgenluft wittern. Aber ich denke – fügte Hardt hinzu – da werden sie sich bei der 
polnischen Arbeiterklasse verrechnen”. 

68 Vgl. Parteiführer beantworteten Fragen der Arbeiter. Walter Ulbricht, Hermann Matern 
und Karl Schirdewann sprachen mit Berliner Arbeitern über die politische Lage, in: 
„Neues Deutschland”, Nr. 258, 28.10.1956, S. 1. 
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über die Ereignisse in Polen so unvollständig berichte, antwortete Schirdewan: 
„Wir mußten die Entwicklung in Polen erst genau kennenlernen und konnten erst, 
nachdem uns von den polnischen Genossen die Beschlüsse des Zentralkomitees 
bekanntgegeben wurden, bei uns mit der Veröffentlichung dieser Materialien be-
ginnen. Es ist nicht die Aufgabe unserer Presse, mit der Westpresse in einem Wett-
bewerb um die größte Nachrichtensensation zu treten. Die Westpresse handelt ver-
antwortungslos. Sie hat die Aufgabe, zu hetzen, die Tatsachen der Entwicklung zu 
verleugnen und sie im Sinne ihrer Wunschträume zu verdrehen”.69 Schirdewan 
sprach auch die Entfernung der Nummer der „BZ am Abend” an und äußerte Kritik 
an der Entscheidung der „Parteifunktionäre”. Seiner Meinung nach habe es keinen 
überzeugenden Grund gegeben, eine solche Entscheidung zu treffen. Man kann 
diese Äußerung als erstes Anzeichen für den späteren Konflikt zwischen 
Schirdewan und Ulbricht werten. 

Die Frage der Unvollständigkeit der DDR-Presse in der Berichterstattung über 
die Oktober-Ereignisse in Polen wurde während einer öffentlichen Diskussion auf-
genommen, die Anfang November im Ostberliner Finanzministerium stattfand. Ein 
Bericht über diese Diskussion wurde nur in der polnischen Presse veröffentlicht. 
Der Fernsehredakteur F. Schnitzler versuchte – stellvertretend für die DDR-Journa-
listen – dieses Verhalten folgendermaßen zu erklären: „Wir hatten keine Infor-
mationen aus eigenen Quellen, und wir durften und wollten nicht zulassen, daß 
lügenhafte Informationen im Stil der Westpresse verbreitet werden”.70 John Peet, 
einer der West-Journalisten, erklärte daraufhin, er könne eine solche Haltung nicht 
verstehen, weil ADN und „Neues Deutschland” eigene Korrespondenten in War-
schau hätten. Zudem habe die „Trybuna Ludu” den Text der Rede bereits am 
22.10. gedruckt, das Organ der SED dagegen erst drei Tage später und nur in Aus-
zügen. Ferner merkte Peet an, daß diese Pressepolitik zur Folge gehabt habe, daß 
Tausende von Menschen, die an den Ereignissen in Polen sehr interessiert gewesen 
seien, den Radiosender RIAS gehört hätten. Der Auftritt Peets wurde mit Beifall 
aufgenommen. Danach ergriff der Stellvertretende Vorsitzende des staatlichen 
Rundfunkkomitees, Eisler, das Wort und verteidigte die Entscheidung des ZK der 
SED. „Wir kannten die Beschlüsse des ZK der PVAP nicht, wir kannten nur den 
Text der Rede Gomu³kas. Es gibt doch mehr Mitglieder des PB. Wir wußten nicht, 
was die anderen Mitglieder des ZK der PVAP meinten, wie man die Ereignisse in 
Polen verstehen und kommentieren sollte”.71 Peet meldete sich zwar erneut zu Wort, 
aber die Vorsitzende der Versammlung unterbrach die Diskussion und wechselte 
das Thema. Nach zehn Minuten kam jedoch einer der Diskussionsteilnehmer auf 
das oben angesprochene Thema zurück. Seine Äußerungen geben die Atmosphäre 

                                                      
69 Ibidem. 
70 Za granicą o polskich sprawach. Publiczna dyskusja w NRD (Im Ausland über die polni-

schen Angelegenheiten. Öffentliche Diskussion in der DDR), in: „Sztandar M³odych”, 
Nr. 275, 16.11.1956. 

71 Ibidem. 
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jener Versammlung treffend wieder: „Als ehrlicher Sozialist und Mitglied der FDJ 
meine ich, daß es kein ‘Tabu’ in unserer Presse geben darf, doch es gibt immer noch 
viele solcher ‘Tabus’. Ich weiß, daß unsere Republik viele Feinde hat, daß sie vor 
ihren Feinden geschützt werden muß, aber nicht auf dem Weg, daß wir keine Infor-
mationen bekommen oder als Narren betrachtet werden. Warum habt Ihr kein Ver-
trauen zu den Lesern, warum denkt ihr, daß wir immer vorgekauten Brei serviert 
bekommen müssen, daß wir allein nicht in der Lage sind, eigene Schlüsse aus einer 
guten Information zu ziehen? Ihr sagt, ihr hättet keine offiziellen Informationen über 
Polen gehabt. Aber ist das Parteiorgan ‘Trybuna Ludu’ keine offizielle Quelle?”72 

Ende Oktober dominierten die Ereignisse in Ungarn die Seiten des „Neuen 
Deutschland”. Die Niederwerfung des Aufstandes, die mit vielen Fotos illustriert 
wurde, sollte die Bevölkerung in der DDR offensichtlich vor eigenem „Radikalis-
mus” warnen. Es ist verständlich, daß der Erfolg der „friedlichen” Reformen in Po-
len propagandistisch nicht ausgenutzt werden konnte. Die polnischen Angelegen-
heiten fanden in der Presse der DDR in Zusammenhang mit dem Besuch der pol-
nischen Regierungs- und Parteidelegation in Moskau Mitte November 1956 wieder 
Aufmerksamkeit. Hierzu ein Fragment des politischen Berichtes der Polnischen 
Botschaft in Berlin: „Die Presse der DDR informierte und informiert auch die SED 
auf eine zurückhaltende und tendenziöse Weise über die Veränderungen, die in 
Polen stattfinden. Aus den in unserer Presse veröffentlichten Materialien wurden 
und werden nur die Fragmente veröffentlicht, die der dogmatischen Linie der Poli-
tik der SED entsprechen. Die Informationen über die polnischen Angelegenheiten 
wurden auf hintere Zeitungsseiten verdrängt”.73 

Die Darstellungsweise der polnischen Angelegenheiten im Oktober 1956 in der 
Presse einiger kommunistischer Parteien, auch der SED, war Gegenstand eines 
Aufsatzes von Edda Werfel in „Przegl¹d Zachodni” Anfang November 1956.74 Er 
war der Auslöser für eine ganze Reihe von aggressiven Artikeln in der Presse der 
DDR. Werfel warf der Presse der DDR willkürliche und sinnentstellende Kürzun-
gen der Reden polnischer Politiker (vor allem Gomu³kas) und der Resolutionen des 
ZK der PVAP vor. Diese Veränderungen seien ohne Rücksprache mit den polni-
schen Machthabern, allerdings in Übereinstimmung mit den Beschlüssen der SED 
erfolgt. Scharfe Worte der Kritik richtete Werfel an den Ministerpräsidenten der 
DDR, Otto Grotewohl, der sich auf der 17. Sitzung der Volkskammer gegen den 
Prozeß der Liberalisierung in Polen ausgesprochen hatte. Grotewohl setzte die 
Liberalisierungen mit einer Rückkehr zum Kapitalismus gleich. Er beschäftigte 
sich außerdem vergleichend mit den Parteien der kommunistischen Staaten, wobei 
                                                      
72 Ibidem. 
73 „Raport polityczny ambasady Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej w Berlinie za okres od 

1.09.1956 do 15.03.1957” (Politischer Bericht der Botschaft der Polnischen Volks-
republik in Berlin für den Zeitraum vom 1.09.1956 bis zum 15.03.1957), A MSZ, Depar-
tament IV, 10/371/41. 

74 Vgl. E. Werfel, Do towarzyszy bratnich partii (An die Genossen der Bruderparteien), in: 
„Przegl¹d Kulturalny”, Nr. 44, 1.11.-7.11.1956. 
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er feststellte, daß „Partei und Regierung der DDR von solchen fruchtlosen Streite-
reien, die in Polen und Ungarn zustande kamen, frei waren. [...]„.75 Werfel kom-
mentierte ironisch: „Wir gratulieren der Partei der DDR, daß sie frei ist von der-
artigen Streitereien“, und sie fuhr fort: „Ich erlaube mir darauf zu antworten, daß 
unsere eher fruchtbar waren und unsere Partei, obwohl sie Demokratie fordert, 
keine Einführung des Kapitalismus verfolgt. Dagegen möchte sie den Sozialismus 
wieder einführen, weil der Sozialismus sowohl den Begriff Demokratie als auch 
den Begriff der Freiheit beinhaltet”.76 Der Artikel endete mit der Feststellung, daß 
das, was sich 1956 ereignet habe, keine „fruchtlosen Streitereien” seien, es sei viel-
mehr eine Revolution. „Wer sich der Revolution entgegenstellt, der befürwortet die 
Konterrevolution”.77 Der Aufsatz von Werfel rief viele Kontroversen hervor und 
war sogar Gegenstand von Diskussionen zwischen der PVAP und der SED im 
Dezember 1956. Der Chefredakteur des „Neuen Deutschland”, Hermann Axen, 
derjenige, den Werfel in dem Text am meisten kritisierte, hatte Ende November 
eine Replik auf ihren Aufsatz geschrieben.78 Zu dieser Replik hatten ihn sicherlich 
auch die zahlreichen westdeutschen Artikel gereizt, die Werfels Aufsatz ebenfalls 
viel Aufmerksamkeit geschenkt hatten.79 Axen sah in dieser Reaktion eine „Hetze 
gegen die Arbeiter- und Bauern-Macht in der DDR und die SED”. Axens Empö-
rung entzündete sich vor allem an Werfels Beurteilung der Oktober-Ereignisse, ins-
besondere an deren Behauptung, in Polen habe eine Revolution stattgefunden. 
Axens Vorwürfe blieben nicht ohne Echo. In den nächsten Tagen erschienen in der 
polnischen Presse einige Kommentare, die die Thesen des Artikels von Werfel ver-
teidigten und die Replik vom Chefredakteur des „Neuen Deutschland” verurteil-
ten.80 „Was erfahren wir über die Genossin Werfel?“ fragte Wies³aw Górnicki in 
einem der Kommentare. „Nicht mehr und nicht weniger als das: Sie ist 1. Fälscherin 
des Marxismus-Leninismus, 2. Skribentin, 3. Schreierin, 4. Spalterin in der Arbei-
terbewegung, 5. ein Schädling der proletarischen Solidarität, 6. Mensch in einer ver-
                                                      
75 Ibidem. 
76 Ibidem. 
77 Ibidem. 
78 H. Axen, Gegen die Verfälschung des Marxismus-Leninismus und Tendenzen der Spal-

tung der Arbeiterbewegung. Eine Antwort auf den Artikel, „An die Genossen der Bruder-
parteien”, von E. Werfel („Przegląd Kulturalny”, Nr. 44), in: „Neues Deutschland”, Nr. 
282, 27.11.1956.  

79 Der Aufsatz von Werfel war durch verschiedene Zeitungen in der Bundesrepublik 
Deutschland kommentiert, wie z.B. W. Günzel, Warschau tadelt Ostberlin. Heftige Kritik 
an den „Genossen der Bruderparteien”, in „Die Welt”, Nr. 269, 15.11.1956. S. 3; A. 
Korab, Warschau kritisiert stalinistische Parteien. Auch die SED mußte Unangenehmes 
aus Polen vernehmen, in: „Tagesspiegel”, 17.11.1956. 

80 Vgl. W. Górnicki, „Skryba” Werflowa i „teoretyk” Axen, czyli jak nie należy prowadzić 
dyskusji (Der „Skribent” Werfel und der „Theoretiker” Axen, also wie man die Diskus-
sion nicht führen darf), in: „Sztandar Mlodych”, Nr. 2.12.1956, S. 4; J. Majski, Odpowiedź 
Hermannowi Axenowi (Die Antwort an Hermann Axen), in: „Przegląd Kulturalny”, Nr. 
49, 6.12-12.12.1956; S. Arski, Opinie i fakty (Meinungen und Fakten), in: „Życie 
Warszawy”, Nr. 294, 7.12.1956. 
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dächtigen Gesellschaft, 7. Schädlicher Mensch, 8. Werberin mit falschem Pathos, 
9. Verleumderin der KPdSU, 10. Skribentin, die das Wörterbuch aus dem Arsenal 
der imperialistischen Propaganda benutzt, 11. Lügnerin, 12. Privater Mensch, der 
die unverzeihliche Einmischung in die Angelegenheiten der anderen Parteien 
zuläßt”.81 

Anfang Dezember erschien unter dem Titel „Die marxistisch-leninistische Partei 
– die führende Kraft des Volkes” der nächste antipolnische Artikel im „Neuen 
Deutschland”, diesmal von der Redakteurin der Parteischule beim ZK der SED, 
Hanna Wolf.82 Wolf polemisierte gegen Artikel aus der polnischen Presse. Sie kri-
tisierte vor allem den Artikel von Jerzy Kossak, Eligiusz Lasota und Witold Wirp-
sza mit dem Titel: „Führer oder Verwalter”.83 Die Autoren fordern in diesem Arti-
kel u.a. Reformen in der Partei, die dem „Bürokratismus” ein Ende machen sollten. 
Ferner ging es um die Zulassung lokaler Parteiorganisationen (dołów partyjnych) 
sowie um die Verselbständigung der Parteiführer. Wolf dagegen bezeichnete die 
Forderungen der Verfasser als naiv und als Beleidigung der Parteiführung. Die Er-
eignisse in Ungarn würden zeigen, was passieren könnte, wenn eine lokale Partei-
organisation („oddolna” organizacja) – wie z.B. der Petöfiklub84 – beschlösse, für 
die ganze Partei zu entscheiden. Sie warf den Autoren vor, daß sie unter dem Ban-
ner des Kampfes gegen den Stalinismus (ihrer Meinung nach war es ein seit Jahren 
durch die imperialistische Propaganda benutztes Schlagwort) gegen die leninschen 
Parteiprinzipien (leninowskie zasady partyjne) kämpfen. Wolf bezeichnete den Ju-
ni-Aufstand 1956 in Polen weiterhin als faschistischen Putsch. Auch dieser Artikel 
fand großes Interesse in der westdeutschen Presse, weckte allerdings nicht mehr so 
viele Emotionen wie der Artikel von Axen.85  

In den Artikeln von Axen und Wolf, insbesondere an der übermäßigen Kritik an 
der polnischen Presse, kann man eine panikartige Beunruhigung über die Oktober-
Veränderungen in Polen erkennen. Die in polnischen Zeitungen publizierten kriti-
schen Texte über die Arbeit der Partei, die polnisch-sowjetischen Beziehungen so-
wie die Probleme des Stalinismus riefen den Widerstand der deutschen Seite her-
vor. In deren Augen bedeutete allein die Veröffentlichung dieser Texte eine Kon-
terrevolution und einen Bruch mit der marxistischen Doktrin. Man befürchtete eine 

                                                      
81 Górnicki, op. cit., S. 4. 
82 H. Wolf, Die marxistisch-leninistische Partei – die führende Kraft des Volkes. Einige 

Bemerkungen zu einem Artikel in der polnischen Zeitschrift „Po prostu”, in: „Neues 
Deutschland”, Nr. 288, 4.12.1956, S. 5. 

83 Vgl. J. Kossak, E. Lasota und W. Wirpsza, Przywódca czy administrator (Führer oder 
Verwalter), in: „Po prostu”, Nr. 45, 4.11.1956, S. 2. 

84 Studentischer Diskussionszirkel in Budapest 1956, der sich nach dem Freiheitsdichter 
der Revolution 1848/49 „Petöfi-Klub” nannte. Vgl. J. K. Hoensch, Ungarn. Geschichte. 
Politik. Wirtschaft, Hannover 1991, S. 130. 

85 Vgl. Neue SED-Attacke gegen Polen. Leiterin der Parteischule polemisiert gegen Anti-
Stalinisten, in „Die Welt”, Nr. 283, 3.12.1956; Vorwürfe gegen Warschau, in: „Frank-
furter Allgemeine Zeitung”, Nr. 282, 3.12.1956. 
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Loslösung Polens vom sozialistischen Block. Aus dieser Überzeugung resultierte 
sicherlich der anklagende Ton dieser Artikel. Für eine freie Auseinandersetzung 
mit polnischen Positionen gab es in der DDR-Presse keinen Raum. Deren Ermah-
nungen richteten sich insofern nicht allein an die polnischen Journalisten, sondern 
indirekt auch an die polnische Partei- und Staatsführung. Gleichzeitig stilisierten 
sich die Autoren – und deren Vorgesetzte – zu ‘Wächtern der Reinheit der marxi-
stischen Doktrin’. Pawel Beylin hierzu: „Dieser Ton resultierte daraus, daß in der 
Arbeiterbewegung lange Zeit keine freie Diskussion stattgefunden hat. Es wurde 
ausschließlich mit dem Feind diskutiert, und zwar in Form von Beschimpfungen. 
Der Übergang von Beleidigungen zu einem sachlichen und kulturellen Austausch 
unter Freunden ist, wie sich herausgestellt hat, keine leichte Sache, selbst für man-
che sehr verantwortungsbewußte Genossen”.86 Die Auseinandersetzung zwischen 
der DDR und Polen offenbarte die Unterschiede in der Betrachtung des Marxismus 
in diesen beiden Ländern. 

III. Reaktionen in der Bevölkerung 

Die Oktober-Ereignisse in Polen riefen bei weiten Teilen der Bevölkerung der DDR 
ein lebhaftes Interesse hervor. Man wollte nicht nur umfassend über das 8. Plenum 
informiert werden, sondern dachte darüber hinaus über Reformmöglichkeiten im 
eigenen Land nach. Dies gilt insbesondere für die Intellektuellen. Viele in der DDR 
hegten die Hoffnung, daß es eine Chance geben würde, selbst die Initiative zu über-
nehmen und die Parteiführung zu einer Revision ihrer Politik und sogar zu perso-
nellen Veränderungen in der Zusammensetzung der Führung zu zwingen. Gerade 
die letztgenannte Tendenz war besonders gefährlich für die DDR-Führung und 
wurde mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln bekämpft. Da die Presse in 
der DDR über die Ereignisse in Polen wenig berichtete und die Machthaber dieses 
Staates in der Zeit des 8. Plenums das Abonnement polnischer Zeitungen und Zeit-
schriften verboten, gab es viele Beispiele dafür, daß polnische Artikel abgeschrie-
ben wurden, die zuvor im Polnischen Kulturzentrum in Berlin ausgeliehen worden 
waren. Die deutsche Ausgabe der Rede von W. Gomu³ka auf dem 8. Plenum aus 
der Breslauer „Arbeiterstimme” wurde zu einem ‘Bestseller’.87 Die polnische Bot-
schaft in Berlin berichtete der Zentrale sehr oft über Klagen von DDR-Bürgern 
über ‘ihre’ Presse, die entweder über die Situation in Polen konsequent schwieg 
oder die polnischen Ereignisse verzerrt darstellte. Diese Situation rief große Unzu-
friedenheit hervor. Es wurden ausführliche Informationen über die Vorgänge im 
Nachbarland verlangt. Derartige Forderungen wurden von seiten einiger Betriebs-
belegschaften, vor allem aber von Studenten vorgetragen, die sogar mit Demonstra-
tionen drohten. Eine Folge der staatlichen Informationspolitik in der DDR war die 
                                                      
86 P. Beylin, O rzetelną polemikę w ruchu robotniczym (Um redliche Polemik in der Ar-

beiterbewegung), in: „Przegl¹d Zachodni”, Nr. 285, 6.12.1956. 
87 Der vollständige Text der Rede W. Gomu³kas wurde in der „Arbeiterstimme” in zwei 

Teilen veröffentlicht. Vgl. Rede des Genossen Wladyslaw Gomu³ka, T. 1, in: „Arbeiter-
stimme”, Nr. 211, 23.10.1956, S. 1, 2 und T. 2, Nr. 212, 24.10.1956, S. 2-5. 
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Zunahme von Diskussionen, die insbesondere nach den tragischen Ereignissen in 
Ungarn über den Rahmen von Betrieben und Parteiinstanzen hinausgingen. Dazu 
bemerkte die polnische Botschaft in Berlin: „Es wird allgemein die Meinung 
vertreten, daß – vor dem Hintergrund der Bedrohung der DDR durch die BRD – 
der Prozeß der innenpolitischen Veränderungen in der DDR nicht so stürmisch wie 
in Polen verlaufen sollte, da dies sicherlich zu einem Krieg zwischen der UdSSR 
und dem Westen (Intervention der UdSSR in Ungarn) führen könnte”.88 

Besonders heftige Diskussionen fanden an den Universitäten in Rostock, Halle, 
Leipzig, Jena, Weimar und Berlin, vor allem aber an der Kunsthochschule in Ber-
lin-Weißensee statt. Die Ereignisse in Polen und Ungarn gaben Anlaß, auch über 
die Situation in der DDR öffentlich nachzudenken. Ende Oktober formulierten Stu-
denten erstmals politische Forderungen, u.a. zur Frage der Wiedervereinigung 
Deutschlands. In der Nacht vom 29. zum 30. Oktober wurde an der Wandtafel der 
FDJ im physikalischen Institut der Humboldt-Universität in Berlin ein „Aufruf an 
alle Studenten” angebracht. In diesem Aufruf war u.a. zu lesen: „Es gibt keine Macht 
der Welt, die daran interessiert ist, dem deutschen Volk seine Freiheit, Unabhän-
gigkeit und sein geeintes Vaterland zurückzugeben. Allein wir Deutschen selbst 
können und müssen dieses große Ziel erzwingen [...]. Die letzten Ereignisse in Po-
len und Ungarn zeigen mit aller Deutlichkeit, daß dieser Kampf nicht aussichtslos 
sein wird [...]. Studenten! Verweigert die Tätigkeit in der kommunistischen Zwangs-
organisation FDJ. Nutzt die Gelegenheit der Ausbildung an Waffen der GST [GST 
– Gesellschaft für Sport und Technik – Anm. des Verf.], [...] Zieht die Lehren aus 
dem Volksaufstand vom 17. Juni 1953. Die Masse der Bevölkerung wartet nur auf 
eine Initiative von oben”.89 Außerdem wurde objektive und schnelle Information 
durch die Presse, Abschaffung des obligatorischen Russischunterrichts sowie Zu-
lassung von unabhängigen Studentenorganisationen gefordert. In einer Analyse des 
Ministeriums für Staatssicherheit der DDR war zu lesen: „Aus fast allen [...] Hoch-
schulen zeigen sich Versuche der Studenten – teilweise unterstützt durch Professo-
ren – die Auseinandersetzungen in der Volksrepublik Polen und Ungarn für Forde-
rungen an die Führung der SED und den Staat auszunutzen. In Versammlungen, 
Diskussionen und vereinzelt auch in Resolutionen und Schreiben wird – oft im 
Einverständnis mit den FDJ-Leitungen – verlangt: ‘Änderungen im Hochschulbe-
trieb, nämlich vor allem Gründung einer ‘unabhängigen’ Studentenorganisation, 
Auflösung der FDJ-Hochschulgruppen, Abschaffung des obligatorischen gesell-
schaftlichen Grundstudiums und des Unterrichts in der russischen Sprache’. Hefti-

                                                      
88 „Raport polityczny ambasady Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej w Berlinie za okres od 

1.09.1956 do 15.03.1957” (Politischer Bericht der Botschaft der PRL in Berlin für den 
Zeitraum vom 1.09.1956 bis zum 15.03.1957), A MSZ, Departament IV Niemcy, 
10/371/41. Vgl. auch „Notatka informacyjna w sprawach wynikających ze stosunków 
między Polską a Niemiecką Republiką Demokratyczną” (Informationsmitteilung in der 
aus den Beziehungen zwischen Polen und der DDR resultierenden Beziehungen), A 
MSZ, Departament IV, 10/463/48. 

89 Zit. nach Mitter, Wolle, op. cit., S. 264-265. 
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ge Angriffe richten sich besonders gegen die Berichterstattung der demokratischen 
Presse [...]. Die Mehrzahl der Studenten – auch die Mitglieder der SED – orientie-
ren sich nach der Westpresse und vor allem nach den Meldungen des RIAS. Die 
Hochschulleitungen der SED und FDJ sind nur selten in der Lage, der feindlichen 
Argumentation entgegenzuwirken. Wie nach dem XX. Parteitag der KPdSU ver-
stärkten sich die Äußerungen gegen das Führungskollektiv der SED, besonders 
gegen W. Ulbricht, dessen Rücktritt wiederholt gefordert wird”.90 Anfang Novem-
ber stellten die Studenten der Humboldt-Universität einen neuen Forderungskata-
log auf. Zu den vorher genannten kamen noch folgende hinzu: studentischer Aus-
tausch mit der Bundesrepublik, freier Reiseverkehr, unbeschränkter Zugang zur 
Westliteratur. Den Versuch, diese Forderungen an das Staatssekretariat für Hoch-
schulwesen weiterzugeben, wurde durch Intervention der Polizei unterbunden. Ab 
Mitte November reagierte die Partei u.a. mit Relegierungen von Studenten. Auch 
Hochschullehrer fielen der ‘Säuberungsaktion’ zum Opfer. Am 29.11. wurde der 
Philosoph Wolfgang Harich verhaftet, der eine Arbeit über einen ‘deutschen Weg 
zum Sozialismus’ verfaßt hatte.91 Auch der Philosoph Ernst Bloch wurde für die 
Verbreitung unorthodoxen Gedankenguts mit Entzug der Publikationserlaubnis 
bestraft.92 

Sanktionen wurden weiterhin gegen den Botschafter der DDR in Polen, Stefan 
Heymann, verhängt. Dieser wurde im März 1957 wegen „mangelhafter Berichter-
stattung über die politischen Ereignisse in der Volksrepublik” abberufen93. Hinter-
grund dieser Abberufung war eine Äußerung Heymanns vor dem Parteiaktiv der 
Botschaft der DDR in Warschau am 16.11.1956. Heymann hatte festgestellt, daß 
die „Botschaft in ihrer Arbeit eine Reihe Erfolge erzielt hat, besonders daß es uns 
gelungen ist, in einer sehr kritischen Situation eine richtige Einstellung zu den 
internationalen Ereignissen und den Geschehnissen in der VRP zu erreichen und 
daß es gelungen ist, diese Einstellung auch Berlin gegenüber durchzusetzen. Es ist 
daher zu keiner Trübung der Beziehungen unserer Republik zur Volksrepublik Po-
len gekommen”.94 Nach Meinung des stellvertretenden Außenministers Otto Winzer 
habe Heymann zu unrecht unterstellt, daß es, wäre es nach dem Willen ‘Berlins’ – 
also der Regierung oder des Außenministeriums – gegangen, zu einer Trübung der 

                                                      
90 Ibidem, S. 265-266. 
91 Vgl. W. Harich, Plattform für einen besonderen deutschen Weg zum Sozialismus, in: ders., 

Keine Schwierigkeiten mit der Wahrheit, Berlin 1993. Siehe auch: SED und Intellektuelle 
in der DDR in den fünfziger Jahren. Kulturbund-Protokolle, hrsg. von M. Heider und K. 
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92 „Hoffnung kann enttäuscht werden”. Ernst Bloch in Leipzig, dokumentiert und kom-
mentiert von V. Caysa, P. Caysa, K.-D, Eichler und E. Uhl, Frankfurt/Main 1992, S. 42 
ff. 

93 Vgl. „DDR”-Botschafter aus Warschau abberufen, in „Die Brücke”, 16.02.1957. 
94 „Unverzügliche Abberufung von Botschafter Heymann”, SAPMO-BArch ZPA, J IV 

2/202-386/Bd. 1. 
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Beziehungen unserer Republik zur Volksrepublik Polen gekommen wäre. Hierin 
liege, so Winzer, sowohl eine Verletzung der selbstverständlichen Pflichten Hey-
manns als Botschafter der Republik als auch ein großer Verstoß gegen die Politik 
von Partei und Regierung.95 Die in den Archiven der ehemaligen DDR aufbewahr-
ten Berichte des Botschafters Heymann, vor allem diejenigen aus der Zeit nach 
dem Oktober 1956, bestätigen dessen Entwicklung von einem kommunistischen 
Dogmatiker zu einem kommunistischen Reformer, der die Fortschritte in der Libe-
ralisierung des politischen Lebens in Polen unterstützte. 

Die Machthaber der DDR versuchten auf verschiedene Weise die Gesellschaft 
vor der ‘Infizierung’ mit dem ‘polnischen Bazillus’ zu schützen. Die Streitkräfte 
der DDR, des Sicherheitsdienstes und andere paramilitärische Organisationen wur-
den mobilisiert und in jederzeitige Einsatzbereitschaft versetzt. Alle ‘nichtoffiziel-
len’ Informationen über die Ereignisse in Polen wurden bekämpft, Kontakte zwi-
schen beiden Ländern, vor allem die Reisemöglichkeiten, wurden erheblich einge-
schränkt und die Zollkontrollen an der Grenze verschärft. Von diesen Restriktionen 
war auch die polnische Botschaft in Berlin betroffen. 

Auf der Politbürotagung Anfang November wurde ein Beschluß zur Einschrän-
kung der Einreise aus Polen gefaßt.96 Im Aktenvermerk, der zu dieser Sitzung vor-
gelegt wurde, heißt es: „Ende Oktober 1956 hatte Genossin Kundermann eine Un-
terredung mit der Genossin Rentmeister vom Ministerium für Kultur und dem Ge-
nossen Wiese von der Gesellschaft für kulturelle Verbindungen. In dieser Bespre-
chung wurde festgelegt, daß bis auf weiteres die Einreisen aus der Volksrepublik 
Polen und Ungarn in die DDR auf ein Minimum beschränkt werden müssen und 
nur zugelassen werden dürfen, wenn es sich um Einhaltung wichtiger Vertragsver-
pflichtungen handelt. In solchen Fällen muß jedoch eine gute politische Betreuung 
der Einreisenden durch uns gewährleistet sein [Hervorhebung des Verf.]. Betref-
fend Ausreisen wurde vereinbart, daß diese ebenfalls auf ein Minimum zu beschrän-
ken sind und nur politisch qualifizierte Personen zu entsenden sind”.97 Die Folgen 
dieses Beschlusses waren bald spürbar. Die polnische Botschaft berichtete in den 
nächsten Monaten sehr oft über Einreiseverweigerungen oder Schwierigkeiten, auf 
die Polen während ihres Aufenthaltes in der DDR stießen.98 Ähnliche Probleme 

                                                      
95 Vgl. ibidem. 
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polnischen Botschaft in Berlin an die Zentrale: „Einer Gruppe von Studenten aus der 
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hatten auch Bürger der DDR, vor allem Jugendliche, die nach Polen fahren woll-
ten. Am 4.12.1956 überreichte die Botschaft der DDR dem polnischen Außenmini-
sterium eine Note über die Einführung eines Einreisevisums für polnische Einrei-
sende in die DDR. Dieser Beschluß war durch das Präsidium des Ministerrates der 
DDR am 29.11. gefaßt worden.99 Weitere Beschlüsse des Präsidiums des Minister-
rates der DDR betrafen nicht nur Privatpersonen, sondern auch Personen mit Dienst- 
oder Diplomatenpässen. Die neuen Maßnahmen wurden mit der Notwendigkeit zur 
Verstärkung der Wachsamkeit der DDR angesichts der gegenwärtigen politischen 
Situation und der besonderen Lage der DDR begründet. Noch Mitte November 
wurde die polnische Botschaft in Berlin informiert, daß sich alle Journalisten nach 
der Ankunft in Berlin beim Presseverband zu melden hätten. Diese Regelung zielte 
auf eine Aufenthaltskontrolle für polnische Journalisten in der DDR. 

Die negative Einstellung der Machthaber in der DDR gegenüber den Ereignis-
sen in Polen drückte sich auch in der Einschränkung der Kontakte zwischen den 
Bürgern der DDR und Polens aus. Dr. Hermann, ein Polonist an der Humboldt-
Universität in Berlin, informierte die polnische Botschaft über die Schikanierung 
und Verfolgung von Bürgern, die sich für Polen interessierten. Für jegliche Form 
von Zusammenarbeit mit Polen, bzw. für jede Form des Gedankenaustausches mit 
polnischen Bürgern, wurden Sanktionen angedroht. Die polnische Botschaft be-
richtete mit Beunruhigung über die drastische Abnahme der Besucherzahlen der 
polnischen Botschaft. Dazu der 2. Sekretär der Botschaft, J. Pierzchala, im Dezem-
ber 1956: „Sogar sog. gute Bekannte bitten, daß wir sie nicht anrufen, weil sie den-
ken, daß die Gespräche abgehört werden und die Machthaber in der DDR wissen, 
mit wem sich die Mitarbeiter der Botschaft treffen”.100 Auch die Besucherzahlen 
im Polnischen Kulturzentrum nahmen ab. Diese Situation war Gegenstand eines 
Gesprächs des polnischen Botschafters in der DDR, Roman Piotrowski, mit Ulb-
richt Anfang Januar 1957. Bei diesem Treffen warf Ulbricht den Botschaftsmitar-
beitern vor, wesentliche Aufgaben der Botschaft vernachlässigt zu haben. Er zog 
daraus die Konsequenz, jegliche Kontakte zu polnischen Delegationen zukünftig 
über das Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten oder das ZK der SED zu 
kontrollieren. Die Botschaft sollte Delegationen polnischer Staatsbehörden an die 
MfAA, Delegationen von sonstigen Organisationen dagegen an das ZK der SED 
weiterleiten. Darüber hinaus wurde der Botschaft untersagt, Kontakte zwischen 
Warschau und der Polnischen Militärmission in West-Berlin zu vermitteln. Polni-
schen Journalisten, die nach West-Berlin oder in die Bundesrepublik fahren woll-
ten, wurde jeglicher Aufenthalt in der DDR verboten. Nach Einschätzung des Bot-
schafters Piotrowski führte dieses Gespräch, das er in Übereinstimmung mit den 
Empfehlungen der Zentrale in einem ‘freundschaftlichen Geiste’ durchführen soll-
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te, um die Situation zu klären, eher zu einer Verschärfung der Situation. „Trotz 
scheinbarer Offenheit und Entgegenkommen hatte es den Charakter eines Diktats 
von Bedingungen, auf die sich die Zusammenarbeit unserer Botschaft mit der DDR 
stützen sollte”.101 Die beträchtlichen Einschränkungen, die der Arbeit der polni-
schen Botschaft in Berlin auferlegt wurden, stellten die Erfüllung vieler ihrer Auf-
gaben in Frage. In dieser Situation schlug die Abteilung IV des polnischen Außen-
ministeriums sogar eine Verringerung des Botschaftspersonals in Berlin vor. Dieser 
Vorschlag wurde von der Ressortleitung nicht akzeptiert. Allerdings wurden andere 
Vorschläge der Abteilung angenommen, die das Ziel verfolgten, „Unstimmigkeiten 
mit der deutschen Seite in jedem Fall zu vermeiden und die Isolation der Botschaft 
zu verhindern. Ohne mit der deutschen Seite darüber zu streiten, ob die uns aufge-
zwungenen Einschränkungen sinnvoll waren, sollten alle Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden, den Kontakt mit der Bevölkerung in der DDR aufrechtzuerhalten”.102 

Die Ereignisse in Polen im Jahre 1956 hatten eine große Bedeutung für die Be-
ziehungen zwischen der VRP und der DDR. Im Laufe der Monate fiel die Fassade 
der üblichen offiziellen Parolen und der Freundschaftsbeschwörungen der soziali-
stischen Bruderländer in sich zusammen. Die Probleme, die die Nachbarn mitein-
ander hatten und tatsächlich bestehende, bis dahin von der floskelhaften Beschwö-
rung der Freundschaft zwischen sozialistischen Bruderländern überlagerte Vorbe-
halte und Aversionen traten in den Vordergrund. Der Einfluß der poststalinistischen 
Veränderungen in Polen beschränkte sich nicht nur auf die zwischenstaatlichen Be-
ziehungen. Die Gesellschaft in der DDR hatte wahrscheinlich zum ersten Mal die 
Möglichkeit, Polen mit anderen Augen zu sehen. Die Kriegserfahrungen waren 
nicht mehr die einzige Gemeinsamkeit der beiden Völker. Immer öfter wurde die 
Meinung vertreten, daß die Hoffnung auf eine Verbesserung der Lebenssituation 
und auf Freiheit im gesellschaftlichen Leben die Menschen in verschiedenen Staat-
en beleben kann. Das Interesse für den Verlauf der Ereignisse in Polen war beson-
ders innerhalb der Intelligenz sichtbar. Studenten, Hochschullehrer und Intellektu-
elle begrüßten die Zunahme der Diskussionsfreiheit in Polen im Laufe des Jahres 
1956. Für sie war auch der kulturelle Aufschwung während des „Tauwetters” sehr 
attraktiv. Die politischen Veränderungen in Polen zeigten, daß es möglich war, 
grundlegende Reformen im Staat auf einem friedlichen Weg durchzuführen, ohne 
die Prinzipien des Sozialismus aufzugeben, daß derartige Reformen sogar im Na-
men dieser Prinzipien gefordert werden konnten. Die Intellektuellen erkannten die 
Diskrepanz zwischen der Berichterstattung der eigenen Medien in der DDR und 
derjenigen nicht nur aus dem westlichen Ausland, sondern nun auch der polni-
schen. In dieser Situation konnte die Partei nicht alles mit einer ‘imperialistischen 
Verschwörung’ oder mit ‘propagandistischen Lügen’ erklären. Letztlich kam es zu 
einer Teilniederlage des Informationsmonopols in der DDR. Eine weitere indirekte 
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Auswirkung der polnischen Ereignisse auf die Bevölkerung in der DDR war eine 
gesteigerte Wahrnehmung der Fehler und Verbrechen der eigenen Regierung. 

Nur ein Teil der DDR-Führung begegnete den zunehmenden Reformforderun-
gen der eigenen Bevölkerung mit Verständnis. Innerhalb der SED zeigten sich 
Spaltungstendenzen. An der Spitze der Gegner Ulbrichts und seines harten Kurses 
standen K. Schirdewan, G. Ziller, E. Wollweber u.a.m. Allerdings wurden die neu 
erwachten Hoffnungen sehr schnell durch den Staatsapparat enttäuscht. Die äuße-
ren Ereignissen – die Niederschlagung des Aufstands in Ungarn – trugen zu einer 
Festigung der Position Ulbrichts bei, denn in dieser Situation hatte der Kreml kein 
Interesse an Veränderungen in der DDR. Ulbricht und dessen Anhänger garantier-
ten eine sichere Westgrenze des Ostblockes. Das war entscheidend. Die in den fol-
genden Monaten durchgeführte Säuberung in der Partei beruhigte die Situation etwas. 

Eine dauerhafte Folge der Ereignisse von 1956 war, wie es scheint, eine Ver-
schlechterung der Beziehungen zwischen der DDR und Polen. Im folgenden Jahr 
wurden zwar einige Schritte unternommen, diese Entwicklung zurückzudrehen. 
Dabei spielte die Veränderung der Politik Gomu³kas im Laufe dieses Jahres, d. h. 
die Abkehr vom Geist des „Oktobers”, eine große Rolle. Ulbricht begrüßte diese 
Veränderung, was er Anfang 1958 auf folgende Weise zum Ausdruck brachte: „[...] 
Recht hatte der alte Heraklit, der gesagt hat, daß alles fließt. In den Beziehungen 
zwischen uns ist sehr viel Wasser geflossen, schmutziges und sauberes und nun gilt 
es, nur einer Sache unsere Zeit zu widmen – dem gemeinsamen Bau des 
Sozialismus”.103 Wie die folgenden Jahrzehnte deutlich gezeigt haben, reichte die 
Zusammenarbeit der ersten Sekretäre und deren politische und wirtschaftliche 
Manöver nicht aus, um den oben erwähnten „gemeinsamen Bau des Sozialismus” 
zu verwirklichen. 1956 wurden in den Bewohnern von Posen, Warschau, Berlin 
und Budapest Hoffnungen geweckt, die nicht zu unterdrücken waren. Dies ist das 
wichtigste Ergebnis der Ereignisse 1956 für die Geschichte Ostmitteleuropas. 

                                                      
103 „List ambasadora R. Piotrowskiego z dnia 8.01.1958 do ministra spraw zagranicznych 

A. Rapackiego” (Brief des Botschafters R. Piotrowski vom 8.01.1958 an den Außen-
minister A. Rapacki), A MSZ 23/77/9. 


